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Einführung 


Der hier vorliegende Unfallverhütungsbericht 1967 ist der vierte der 
auf Grund von § 722 der Reichs Versicherungsordnung von der Bundes- 
regierung dem Deutschen Bundestag jährlich vorzulegenden Berichte, 
die einen Überblick über die Entwicklung der Arbeitsunfälle, die 
durch die Unfälle verursachten Kosten und die Unfallverhütungsmaß- 
nahmen vermitteln sollen. Er ist der erste Bericht, der gemäß Nr. 7 
der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1968 (Bun- 
destagsdrucksache V/3031 Seite 6) in kürzerer Form die Berichte der 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung und der Arbeitsschutz- 
behörden zusammenfaßt und auf eine eingehende Berichterstattung 
verzichtet. 

In dem Berichtsteil A, der das Unfallgeschehen darstellt, sind diesmal 
nur die Angaben verwertet, die aus den Geschäfts- und Rechnungs- 
ergebnissen der Versicherungsträger hervorgehen. Die Ergebnisse der 
auch im Jahre 1967 durchgeführten Sondererhebung über die Arbeits- 
unfälle im engeren Sinne (vgl. die Unfallverhütungsberichte von 1964 
bis 1966 Teil A II) können erst im Bericht 1968 ausgewertet werden. 

Im Jahre 1967 ist die Zahl der Arbeitsunfälle insgesamt und beson- 
ders bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften auffallend zurück- 
gegangen. Den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung wurden 
2 417 000 (im Vorjahr 2 808 000) Arbeitsunfälle angezeigt; das ist ein 
Rückgang um 391 000 oder 14 v. H. insgesamt und von nahezu 17 v. H. 
bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften. Von den angezeigten 
Unfällen haben sich 2 181 000 bei der Arbeit selbst und 210 000 auf 
dem Weg zu oder von der Arbeit ereignet; außerdem wurden 26 000 
Fälle von Berufskrankheiten angezeigt. Am meisten hat sich die Zahl 
der angezeigten Arbeitsunfälle im engeren Sinne verringert, und zwar 
um gut 14 v. H., während die Zahl der Wegeunfälle um knapp 13 v. H. 
abnahm und die Zahl der Berufskrankheiten um nicht ganz 1 v. H. 
stieg. 

In 103 000 Fällen war eine Entschädigung in Form einer Rente, einer 
Abfindung oder eines Sterbegeldes zu zahlen, 1966 in 111 000 Fällen. 
Die 103 000 erstmals entschädigten Fälle setzten sich zusammen aus 
81 000 Arbeitsunfällen im engeren Sinne, 16 000 Wegeunfällen und 
6000 Fällen von Berufskrankheiten. Unter den erstmals entschädigten 
Krankheitsfällen haben die Fälle von Silikose und Silikotuberkulose 
weiterhin und diesmal auch die Fälle von Meniskusschäden abge- 
nommen, während die Fälle von Lärmschwerhörigkeit nochmals leicht 
und die Infektionskrankheiten stärker zugenommen haben. 6579 
Arbeitsunfälle (1966 = 7006) verliefen tödlich. Das sind 409 Fälle 
oder fast 6 v. H. weniger als im Vorjahr. Im einzelnen gingen die 
tödlichen Arbeitsunfälle im engeren Sinne um fast 7 v. H., die Wege- 
unfälle um weniger als 4 v. H. und die Berufskrankheiten um 6 v. H. 
zurück. 

Die Ausgaben der gesetzlichen Unfallversicherung betrugen 1967 
3,8 Milliarden DM (1966 3,65 Milliarden DM), von denen 3,3 Milliar- 
den DM für Leistungen an Versicherte und Hinterbliebene aufgewandt 
wurden (vgl. S. 20). Wie hoch die Kosten sind, die den Betrieben durch 
Arbeitsunfälle entstehen, kann nicht angegeben werden. Die in den 
früheren Unfallverhütungsberichten erwähnten Untersuchungen des 
Friedrich-Ebert-Instituts, deren Ziel die Entwicklung einer Methode 
zur Ermittlung der betrieblichen Unfallkosten ist, wurden im Be- 
richtsjahr fortgesetzt und 1968 abgeschlossen. Ihre Ergebnisse wird 
der nächste Unfallverhütungsbericht wiedergeben. Für die Unfallver- 
hütung gaben die Versicherungsträger 1967 77 Millionen DM aus. 
Die gesamten Kosten der Unfallverhütung, die von den Unterneh- 
mern aufgebracht werden, betragen ein Vielfaches dieser Summe. 
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Auch im Berichtsjahr haben alle mit der Unfallverhütung befaßten 
öffentlichen und privaten Stellen in ihrem jeweiligen Bereich ihre 
Bemühungen, die Arbeitssicherheit zu fördern, fortgesetzt Nicht in 
jedem Jahr ist über auffällige Ergebnisse zu berichten. Verschiedene 
Vorhaben wurden aber soweit gefördert, daß sie 1968 abgeschlos- 
sen werden konnten. Das bedeutendste unter ihnen ist wohl das 
Maschinenschutzgesetz, das am 1. Dezember 1968 in Kraft getreten ist. 

Für den Bereich der gewerblichen Berufsgenossenschaften ist beab- 
sichtigt, einem Kreis von namhaften Arbeitsmedizinern, Juristen, 
Technikern und Verwaltungsfachleuten die Aufgabe übertragen, die 
mit dem Erlaß von Vorschriften gern. § 708 Abs. 1 Ziff. 3 RVO zu- 
sammenhängenden Fragen zu klären. Die Arbeitsunterlagen für dieses 
Gremium werden in einem Arbeitskreis des Hauptverbandes der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften vorbereitet. Dieser befaßt sich 
vorerst mit der Aufstellung eines Kataloges von Tätigkeiten, deren 
Verrichtung mit außergewöhnlichen Unfall- oder Gesundheitsgefah- 
ren für den Ausführenden oder Dritte verbunden ist, und mit der 
Beschreibung der spezifischen Gefahrenmerkmale dieser Tätigkeiten, 
Ausgehend von diesem Katalog und weiteren Erkenntnissen, die aus 
der Auswertung einschlägiger Literatur und der Befragung verschie- 
dener Stellen gewonnen werden, sollen sodann Schemata für ärzt- 
liche Eignungsuntersuchungen erarbeitet werden, welche die Fixie- 
rung von Tauglichkeitskriterien ermöglichen. 

Dem besonderen Wunsch des Ausschusses für Sozialpolitik des Deut- 
schen Bundestages entsprechend enthält auch dieser Bericht wieder 
ein vollständiges Verzeichnis der staatlichen Arbeitsschutzvorschrif- 
ten und -richtlinien sowie der Unfallverhütungsvorschriften der Trä- 
ger der gesetzlichen Unfallversicherung und ein Verzeichnis der 
Unfallverhütungsrichtlinien. 
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A. Entwicklung der Arbeitsunfälle 


I. Die angezeigten und die erstmals entschädigten Arbeitsunfälle 

Die Zahlen dieses Abschnitts sind die gleichen, die in den Geschäfts- 
und Rechnungsergebnissen der Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung als angezeigte und als erstmals entschädigte Arbeitsunfälle 
angegeben sind. 

Von den Unternehmern anzuzeigen sind Unfälle bei einer ver- 
sicherten Tätigkeit (Arbeitsunfälle im engeren Sinne), auf dem Wege 
von und zur Arbeit (Wegeunfälle) und Berufskrankheiten, und zwar 
dann, wenn ein Versicherter so schwer verletzt worden oder erkrankt 
ist, daß er stirbt oder mehr als 3 Tage arbeitsunfähig ist. Außerdem 
haben die Krankenkassen den Unfallversicherungsträgern Unfälle 
und Berufskrankheiten anzuzeigen, wenn ein Versicherter arbeits- 
unfähig wird. Weiter erfahren die Unfallversicherungsträger von 
Unfällen und Berufskrankheiten auch durch Berichte von Ärzten, ins- 
besondere von Durchgangsärzten. In die angezeigten Arbeitsunfälle 
im Sinne der Geschäfts- und Rechnungsergebnisse der Träger der 
Unfallversicherung sollen diese sogenannten Bagatellfälle nicht ein- 
bezogen werden. 

Danach sind im Jahre 1967 rund 2 417 000 (1966: 2 808 000) Arbeits- 
unfälle angezeigt worden. Wie sie sich auf die Arten der Versiche- 
rungsträger und die Schadensarten verteilen, zeigt die folgende 
Übersicht. 


Übersicht 1 




Arbeitsunfälle insgesamt 

1 

Arten der Versicherungsträger 

Schadensarten 

1967 

1966 

Veränderung 
von 1966 auf 1967 

absolut 1 V. H. 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 




j 

Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

1 754 158 

2 114 157 

-359 999 

-17,0 

Wegeunfälle 

172 887 

203 296 

- 30 409 

-15,0 

Berufskrankheiten 

23 657 

24 010 

- 353 

- 1,5 

zusammen . . . 

1 950 702 

2 341 463 

-390 761 

-16,7 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 





Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

253 259 

250 539 

+ 2 720 

+ 1.1 

Wegeunfälle 

2 669 

2 509 

+ 160 

+ 6,4 

Berufskrankheiten 

862 

612 

+ 250 

+ 40,8 i 

zusammen . . . 

256 790 

253 660 1 

+ 3 130 

+ 1,2 

Eigenunfallversicherung 





Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

174 047 

177 603 1 

- 3 556 

- 2,0 

Wegeunfälle 

33 956 

34 137 

- 181 

- 0,5 

Berufskrankheiten 

1 761 

1 439 

+ 322 

+ 22,4 

zusammen . . . 

209 764 

213 179 

- 3415 

- 1,6 

1 

Versicherungsträger insgesamt 




1 

Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

2 181 464 

2 542 299 

-360 835 

“14,2 

Wegeunfälle 

209 512 

239 942 

- 30 430 

-12,7 

Berufskrankheiten 

26 280 

26 061 

+ 219 

+ 0,8 

zusammen . . . 

2 417 256 

2 808 302 

1 -391 046 

-13,9 
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Die Angaben aus dem Bereich der See-Berufsgenossenschaft sind in 
den Zahlen enthalten, die für die gewerblichen Berufsgenossenschaften 
genannt sind, und zwar, soweit die Übersichten und Tabellen nach 
Gruppen*) gegliedert sind, in der Gruppe „Verkehr". 

Bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften sind sowohl die Ar- 
beitsunfälle im engeren Sinne als auch die Wegeunfälle und die Be- 
rufskrankheiten im Berichtsjahr außerordentlich zurückgegangen. 
War die Zahl der angezeigten i^rbeitsunfälle in diesem Bereich von 
1965 auf 1966 um 5,1 v. H. geringer geworden, so ist von 1966 auf 
1967 ein Rückgang um 16,7 v. H. zu verzeichnen. 

In der Landwirtschaft hat sich die Zahl der angezeigten Arbeitsun- 
fälle gegenüber dem Vorjahr wiederum leicht, diesmal um 1,2 v. H,, 
erhöht. Jetzt ist auch die Zahl der Wegeunfälle gestiegen. Bestim- 
mend hierfür sind besonders die Verhältnisse im Bereich der Garten- 
bau-Berufsgenossenschaft. Ganz besonders fällt im Bereich der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften das Ansteigen der Zahl der 
gemeldeten Berufskrankheiten (um mehr als 40 v. H.) auf. In erster 
Linie sind hier die von Tieren auf Menschen übertragbaren Krank- 
heiten beteiligt, sie sind von 509 gemeldeten Fällen im Jahre 1966 
auf 698 gemeldete Fälle im Jahre 1967 angestiegen. Aber auch bei 
den Krankheiten nach den Nummern 41, 43 und 46 der Liste der Be- 
rufskrankheiten (s. S. 14) ist ein bemerkenswert kräftiges Anstei- 
gen der gemeldeten Krankheiten zu verzeichnen. 

Die im vorigen Bericht verzeichnete rückläufige Entwicklung bei der 
Eigenunfallversicherung hat auch 1967 angehalten. 

Im Durchschnitt aller Versicherungsträger steht einem Rückgang der 
gemeldeten Unfälle um 4,4 v, H. im Vorjahre ein Rückgang um 13,9 
V. H. im Berichtsjahr gegenüber. 

Wie sich die Zahl der angezeigten Unfälle je 1000 Vollarbeiter ver- 
ändert hat, kann man den Tabellen 4 und 5 im Tabellenteil ent- 
nehmen. Bei der Zahl der Vollarbeiter handelt es sich um eine rech- 
nerische Größe, die aus der Zahl der Versicherten ermittelt wird. 
Denn die Zahl der Versicherten sagt lediglich etwas darüber aus, 
wieviel Personen bei einem Versicherungsträger gegen Unfall ver- 
sichert sind. Es gibt Personen, die mehr als eine versicherte Tätigkeit 
ausüben und deshalb bei mehreren Versicherungsträgern versichert 
sind. Auch wird eine Tätigkeit häufig nur für einen Teil des Jahres 
ausgeübt. Als Bezugsgröße, z. B. zur Errechnung der Unfallhäufigkeit, 
eignet sich daher die Zahl der Versicherten nicht. Mit ihrer Hilfe 
kann man aber ungefähr eine Zahl von Vollbeschäftigten, d. h. von 
Personen errechnen, die das ganze Jahr hindurch voll erwerbstätig 
sind. Sind also z. B. zwei Versicherte nur jeweils ein halbes Jahr 
tätig, so kann man sie als einen Vollarbeiter ansetzen. 

Die Errechnung der Vollarbeiterzahl bereitet den gewerblichen Be- 
rufsgenossenschalten im allgemeinen keine Schwierigkeiten. Proble- 
matischer ist ihre Ermittlung aber für die übrigen Versicherungsträ- 
ger, da in vielen Fällen weder genaue Zahlen über die Versicherten 
noch genaue Angaben über den zeitlichen Umfang der versicherten 
Tätigkeit vorliegen, z. B. bei ehrenamtlichen Tätigkeiten, bei Saison- 
arbeit in der Landwirtschaft u. dgl. Deshalb werden für die Eigenun- 
fallversicherungsträger und die landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften die Zahlen der Vollarbeiter vom Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung geschätzt. Die Aufteilung der Vollarbeiter auf die 
Arten der Versicherungsträger zeigt das Schaubild 1. 


*) Verzeichnis der Gruppen der Versicherungsträger siehe am Schluß des 
Tabellenteils 
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S c h a u b i I d 1 


Vollarbeiter 1967 in Millionen 


1 Gewerbliche Berufsgenossenschaften 18,0 

2 Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 3,1 

3 Eigenunfallversicherungsträger 3,0 


1 



2 


3 


Die Zahl der angezeigten Unfälle je 1000 Vollarbeiter ist im Bundesdurchschnitt von 112,2 im Vorjahr 
auf 100,2 gesunken. Das geht in erster Linie auf einen Rückgang bei den gewerblichen Berufsgcnossen- 
schaften und bei der Eigenunfallversicherung zurück. In der Landwirtschaft war gegenüber 1966 ein leich- 
ter Anstieg in der Unfallhäufigkeit zu beobachten, wobei aber beachtet werden muß, daß als Voll- 
arbeiterzahl nur eine geschätzte Zahl verwendet wurde. Die Entwicklung der Unfallhäufigkeit, bezogen 
auf 1000 Vollarbeiter, zeigt für die einzelnen Arten von Versicherungsträgern das Schaubild 2. 


Schaubild 2 


Die angezeigten Unfälle und Erkrankungen in den Jahren 1956 bis 1967 auf 1000 Vollarbeiter 



1956 58 60 62 64 66 1956 58 60 62 64 66 
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Von den angezeigten Unfällen und Erkrankungen führten nur etwa 
4,3 V. H. zur Zahlung einer Rente, einer Abfindung oder eines Sterbe- 
geldes (erstmals entschädigte Unfälle). Im Vorjahre waren es 
3,9 V, H. Man kann davon ausgehen, daß sich etwa die Hälfte der 
hierunter angegebenen erstmals entschädigten Unfälle und Erkran- 
kungen im Jahre 1967 und die andere Hälfte in früheren Jahren er- 
eignet hat. Die Häufigkeit bei den erstmals entschädigten Fällen in 
den Jahren 1960 bis 1967, unterschieden nach Arten der Versiche- 
rungsträger, läßt das Schaubild 3 erkennen. 


Schaubild 3 


Erstmals entschädigte Arbeitsunfälle 

auf 1000 Vollarbeiter 


Fälle 


10 



Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 


Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 


Ausführungsbehörden 

Gemei ndeunfal Versicherung s- 
verbände 


1) Einschließlich Wegeunfälle und Berufskrankheiten 
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Wie sich die Zahl der erstmals entschädigten Fälle gegenüber 1966 
entwickelt hat, geht aus der Übersicht 2 hervor. Danach haben die 
Fälle im ganzen um 7,1 v. H. abgenommen. Das beruht auf einem 
Rückgang bei den Arbeitsunfällen im engeren Sinne und bei den 
Berufskrankheiten, und zwar bei allen Arten von Versicherungsträ' 
gern, wenn man bei der Eigenunfallversicherung die Berufskrank- 
heiten ausnimmt. Die Zahl der erstmals entschädigten Wegeunfälle 
ist in allen Bereichen erheblich zurückgegangen. 


Übersicht 2 



Erstmals 

entschädigte Arbeitsunfälle insgesamt 

Arten der Versicherungsträger 

Schadensarten 

1967 

1966 

Veränderung 
von 1966 auf 1967 

absolut 1 V. H. 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

53 410 

56 215 

-2 805 

- 5,0 

Wegeunfälle 

13416 

14 904 

-1 488 

-10,0 

Berufskrankheiten 

5 207 

5 624 

- 417 

- 7.4 

zusammen . . . 

72 033 

76 743 

-4 710 

“ 6,1 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 





Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

22 710 

25 259 

-2 549 

-10,1 

Wegeunfälle 

281 

337 

- 56 

-16,6 

Berufskrankheiten 

122 

128 

- 6 

- 4,7 

zusammen . . . 

23 113 

25 724 

-2 611 

-10,1 

Eigenunfallversicherung 





Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

4 957 

5 276 

- 319 

- 6,0 

Wegeunfälle 

2 249 

2 544 

- 295 

-11,6 

Berufskrankheiten 

507 

400 

o 

+ 

+ 26,8 

zusammen . . . 

7 713 

8 220 

- 507 

- 6.2 

Versicherungsträger insgesamt 





Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

81 077 

86 750 

-5 673 

- 6,5 

Wegeunfälle 

15 946 

17 785 

-1 839 

-10,3 

Berufskrankheiten 

5 836 

6 152 

- 316 

- 5,1 

zusammen . . . 

102 859 

110 687 

-7 828 

- 7,1 


In der Tabelle 10 des Tabellenteils sind die erstmals entschädigten 
Arbeitsunfälle nach den Arten der Versicherungsträger, nach Scha- 
densarten und außerdem nach ihren Folgen gegliedert. Aus dieser 
Aufstellung geht hervor, daß etwa wie in den Vorjahren auch im 
Berichtsjahr für über 92 v. H. der erstmals entschädigten Arbeits- 
unfälle eine Verletztenrente (oder Abfindung) wegen einer teilwei- 
sen Minderung der Erwerbsfähigkeit bewilligt wurde, während die 
Fälle völliger Erwerbsunfähigkeit nur etwa 0,7 v. H. und die Todes- 
fälle etwas über 6 v. H. ausmachten. Der Vergleich nach Schadens- 
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arten zeigt, daß von den Wegeunfällen über 11 v. H. tödlich aus- 
gingen und daß bei den Berufskrankheiten in 4 v. H. der Fälle Ren- 
ten wegen völliger Erwerbsunfähigkeit zu zahlen waren. Hier ist 
ebenfalls gegenüber den Vorjahren kaum eine Änderung zu ver- 
zeichnen. 

Besonders bemerkenswert erscheint, daß trotz des erheblichen An- 
steigens der Zahl der gemeldeten Berufskrankheiten im Bereich der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften die Zahl der erstmals 
entschädigten Fälle kaum gestiegen ist. Die landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften führen das auch darauf zurück, daß sie in 
größerer Zahl Schutzimpfungen nach Bissen tollwutverdächtiger Tiere 
vornehmen lassen. 

Unter den im Berichtsjahr erstmals entschädigten Arbeitsunfällen 
waren 6597 tödliche (1966; 7006). 

Die Verteilung der tödlichen Unfälle auf die Arten der Versiche- 
rungsträger und die Schadensarten zeigt die Übersicht 3. Danach hat 


Übersicht 3 


I ■ ■ ^ ^ . - - - - 

I I Erstmals entschädigte Arbeitsunfälle mit Todesfolge 


Arten der Versicherungsträger 

Schadensarten 

! 

1 

1967 

1966 

Veränderung 
von 1966 auf 1967 

absolut 1 V. H. 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 





Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

2 920 

3 094 

- 174 

- 5,6 

Wegeunfälle 

1 643 

1 695 

- 52 

- 3,1 

Berufskrankheiten 

183 

198 

-- 15 

- 7,6 

zusammen . . , 

4 746 

4 987 

- 241 

- 4,8 

1 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften | 





Arbeitsunfälle im engeren Sinne I 

1 402 

1 528 

- 126 

- 8,2 

Wegeunfälle 

50 

52 

~ 2 

- 3,8 

Berufskrankheiten 

24 

29 

- 5 

- 17,2 

zusammen ... 

1 476 

1 609 

- 133 

- 8,3 

Eigenunfallversicherung 





Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

202 

1 

227 

- 25 

- 11,0 

! Wegeunfälle 

i 160 

176 

- 16 

- 9,1 

, Berufskrankheiten 

1 

1 

13 



i + 6 

+ 85,7 

zusammen . . . 

375 

410 

~ 35 

- 8,5 

1 

1 Versicherungsträger insgesamt 





Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

4 524 

4 849 

‘ - 325 

- 6,7 

; Wegeunfälle 

1 853 

1 923 

- 70 

- 3,6 

! Berufskrankheiten 

220 

234 

i - 

- 6,0 

zusammen . . . 

6 597 

7 006 

- 409 

- 5,8 
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von 1966 auf 1967 die Zahl der tödlichen Arbeitsunfälle im engeren 
Sinne um 6,7 v. H., die der tödlichen Wegeunfälle um 3,6 v. H. ab- 
genommen. Bei den Berufskrankheiten hat sich die rückläufige Ent- 
wicklung fortgesetzt, ausgenommen der Bereich der Eigenunfall- 
versicherung. Die genannten Tendenzen sind im allgemeinen auch 
in den einzelnen Bereichen, wenn auch mit unterschiedlichen Ver- 
änderungsraten, zu beobachten. 

Weitere Angaben über die Entwicklung der Unfallzahlen seit 1962 
und über die Unfallhäufigkeit in den Jahren 1966 und 1967 finden sich 
in den Tabellen 3 bis 11 des Tabellenteils. 

Die Entwicklung der erstmals entschädigten tödlichen Arbeits- 
unfälle je 1000 Vollarbeiter in den Jahren 1960 bis 1967, getrennt 
nach Arten der Versicherungsträger, zeigt auch das Schaubild 4. 


Schaubild 4 

Erstmals entschädigte tödliche Arbeitsunfälle 

auf 1000 Vollarbeiter 


Fälle 



La nd wi r f sch af fliehe 
Berufsgenossenschaffen 


Gewerbliche 

Berufsgenossenschaffen 


Ausführungsbehörden 


Gemeindeunfallversicherungsverbände 


1960 61 62 63 64 65 66 67 


1} Einschließlich Wegeunfälle und Berufskrankheifen 
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II. Die Berufskrankheiten 


1. Die folgende Übersicht 4 läßt erkennen, daß im Jahre 1967 die 
Zahl der angezeigten Fälle gegenüber dem Vorjahr um 0,6 v. H, 
gestiegen und die der erstmals entschädigten Fälle um 5,2 v. H. 
zurückgegangen ist. Obwohl bei den erstmals entschädigten Be- 
rufskrankheiten die Zahl der Silikosefälle (Nr. 34/35) im Ver- 
gleich zu 1966 um 8,6 v. H. gesunken ist, stehen die Silikose 
und Siliko-Tuberkulose nach wie vor mit 37,0 v. H. an der Spitze. 
Es folgen die Meniskusschäden- (Nr. 42) mit 23,6 v. H, und die 
Infektionskrankheiten (Nr. 37) mit 13,4 v. H.; während die erst- 
mals entschädigten Fälle von Meniskusschäden gegenüber dem 
Jahr 1966 um 10,5 v. H. abgenommen haben, ist bei den Infek- 
tionskrankheiten eine Zunahme um 29,9 v. H. festzustellen. Bei 
Lärmschwerhörigkeit und Lärmtaubheit (Nr. 26) hat sich die in 
den Vorjahren beobachtete Zunahme auch 1967 fortgesetzt, und 
zwar gegenüber 1966 um 24,4 v. H, angezeigte und 4,8 v. H. 
erstmals entschädigte Fälle. 

Bei den Erkrankungen durch Blei (Nr. 6) hat sich die Zahl der 
angezeigten Fälle wiederum vermindert, und zwar um 14,8 v. H.; 
erstmals seit 1964 ist auch die Zahl der erstmals entschädigten 
Fälle dieser Berufskrankheiten gegenüber 1966 um 42,4 v. H. 
zurückgegangen. Die Zahl der Erkrankungen durch Kohlenoxyd 
ist wie bereits in den Vorjahren weiter gesunken, und zwar die 
Anzeigen um 8,7 v. H. und die erstmaligen Entschädigungen um 
50,0 V. H. gegenüber 1966. Der Rückgang der Zahl der Hauterkran- 
kungen (Nr. 46/47) hat angehalten; während sich die Zahl der 
Anzeigen um 4,9 v. H. vermindert hat, ist die Zahl der erstmaligen 
Entschädigungen um 6,7 v. H. gegenüber dem Vorjahr gesun- 
ken, Die Zahl der Erkrankungen durch Erschütterung bei Arbeit 
mit Preßluftwerkzeugen (Nr, 25) ist ebenfalls weiter zurückgegan- 
gen; gegenüber 1966 ist im Berichtsjahr die Zahl der angezeigten 
Fälle um 12,6 v. H. und die Zahl der erstmals entschädigten 
Fälle um 19,1 v. H, gesunken. Wie hoch die Zahl der Berufskrank- 
heiten bei den einzelnen gewerblichen Berufsgenossenschaften 
und in den übrigen Bereichen der Unfallversicherung 1966 und 
1967 war, geht aus der Tabelle 11 im Tabellenteil hervor. 
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Übersicht 4 


Angezeigte und erstmals entschädigte Berufskrankheiten nach Krankheitsarten 

in den Jahren 1962 bis 1967 


Lfd. 

Nr. 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 
21 


22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 


Krankheiten 


A. Durch chemische Stoffe verursachte Krankheiten 

Schleimhautveränderungen, Krebs oder andere Neubildungen der Harnwege 
durch aromatische Amine 

Erkrankungen durch Arsen oder seine Verbindungen 

Hornhautschädigungen des Auges durch Benzochinon 

Erkrankungen durch Benzol oder seine Homologen 

Erkrankungen durch Nitro- oder Aminoverbindungen des Benzols oder seiner 
Homologen oder deren Abkömmlinge 

Erkrankungen durch Blei oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Chrom oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Fluor oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Halogenkohlenwasserstoffe oder halogenierte Alkyl-, Aryl- 
oder Alkylaryloxyde oder -Sulfide 

Erkrankungen durch Kadmium oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Kohlenoxyd 

Erkrankungen durch Mangan oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Methanol (Methylalkohol) 

Erkrankungen durch Phosphor oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Quecksilber oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Salpetersäureester 

Erkrankungen der Zähne durch Säuren 

Erkrankungen durch Schwefelkohlenstoff 

Erkrankungen durch Schwefelwasserstoff 

Erkrankungen durch Thallium oder seine Verbindungen 

Erkrankungen durch Vanadium oder seine Verbindungen 

B. Durch physikalische Einwirkungen verursachte Krankheiten 

Chronische Erkrankungen der Schleimbeutel durch ständigen Druck 

Drucklähmungen der Nerven 

Erkrankungen durch Arbeit in Druckluft 

Erkrankungen durch Erschütterung bei Arbeit mit Preßluftwerkzeugen oder gleich- 
artig wirkenden Werkzeugen oder Maschinen sowie bei der Arbeit an An- 
klopfmaschinen 

lärmschwerhörigkeit und Lärmtaubheit 

Erkrankungen durch Röntgenstrahlen, durch die Strahlen radioaktiver Stoffe oder 
andere ionisierende Strahlen 

Grauer Star durch Wärmestrahlung 
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Übersicht 4 


Angezeigte Krankheiten 

Erstmals entschädigte Fälle | 

1967 1 

1966 i 

1965 1 

1964 ! 

1963 1 

1962 

1967 I 

1966 ! 

1965 1 

1964 1 

1963 

1962 

20 

17 

35 

19 

13 

21 

7 

15 

17 

4 

12 

6 

36 

52 

72 

92 

70 

59 

16 

41 

32 

25 

16 

11 

2 

2 

— 

2 

5 

3 

— 

2 

— 

— 

1 

2 

92 

79 

100 

119 

102 

251 

16 

10 

8 

11 

16 

11 

99 

98 

132 

143 

132 

114 

4 

— . 

— 

2 

1 

1 

528 

620 

690 

546 

549 

577 

38 

66 

54 

43 

63 

88 

17 

26 

28 

18 

23 

14 

4 

5 

7 

7 

6 

12 

19 

13 

7 

59 

50 

15 

— 

4 

1 

4 

4 

1 

209 

197 

240 

218 

131 

169 

18 

20 

19 

25 

13 

25 

8 

10 

12 

13 

11 

13 

— 

— 

2 

— 

1 

4 

517 

Q 

566 

685 

724 

n 

932 

o 

891 

o 

15 

30 

42 

35 

1 

60 

60 

y 

13 

5 

19 

A 

10 

o 

8 

o 

15 

1 



1 

1 

1 

9 

— 

44 

34 

44 

44 

47 

35 

2 

— 

3 

3 

— 

— 

33 

30 

36 

30 

33 

38 

2 

5 

2 

3 

2 

4 

10 

11 

11 

6 

11 

8 

1 

— 

1 

1 

3 

1 

200 

193 

187 

196 

168 

125 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

18 

16 

19 

23 

26 

22 

1 

2 

1 

3 

4 

5 

49 

65 

35 

49 

272 

280 

6 

4 

1 

5 

5 

6 

3 

11 

5 

1 

6 

5 

1 

1 

— 

1 

1 

— 

4 

11 

1 

1 

— 

7 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

629 

798 

716 

702 

675 

723 

6 

6 

14 

9 

8 

16 

25 

21 

20 

24 

58 

31 

1 

6 

3 

2 

6 

3 

40 

24 

12 

11 

22 

47 

2 

— 

1 

2 

1 

2 

853 

976 

1 143 

1 137 

1 277 

3 303 

338 

418 

565 

496 

596 

585 

1 123 

903 

722 

526 

444 

382 

173 

165 

124 

100 

78 

43 

47 

34 

48 

46 

39 

38 

10 

8 

5 

5 

5 

5 

12 

10 

7 

13 

18 

15 

1 

5 

3 

1 

3 

8 
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Lfd. 

Nr. 


Krankheiten 


29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 


37 

38 

39 


40 

41 

42 

43 

44 

45 


46 

47 


C. Durch gemischte (chemisch-physikalische) Einwirkungen verursachte Krank- 
heiten 

Erkrankungen der tieferen Luftwege und der Lungen durch Aluminium oder seine 
Verbindungen 

Asbesfsfaublungenerkrankung (Asbestose) 

Asbesfsfauiblungenerkrankung (Asbestose) in Verbindung mit Lungenkrebs 

Erkrankungen durch Beryllium oder seine Verbindungen 

Erkrankungen an Lungenfibrose durch Metallstäube bei der Herstellung oder Ver- 
arbeitung von Hartmetallen 

Quarzsfaublungenerkrankung (Silikose) 

Ouarzsfaublungenerkrankung in Verbindung mit aktiver Lungentuberkulose 
(Siliko-Tuberkulose) 

Erkrankungen der tieferen Luftwege und der Lunge durch Thomasmehl (Thomas- 
phosphat) 

D. Durch Infektionserreger oder Parasiten verursachte Krankheiten 

Infektionskrankheiten 

Von Tieren auf Menschen übertragbare Krankheiten 

Wurmkrankheit der Bergleute, verursacht durch Ankylostoma duodenale oder 
Anguillula intestinalis 

E. Durch nicht einheitliche Einwirkungen verursachte Krankheiten 

Augenzittern der Bergleute 

Bronchialasthma, das zur Aufgabe der beruflichen Beschäftigung oder jeder Er- 
werbsarbeit gezwungen hat 

Meniskusschäden nach mindestens dreijähriger regelmäßiger Tätigkeit unter Tage 

Erkrankungen der Sehnenscheiden oder des Sehnengleitgewebes sowie der Seh- 
nen- oder Muskelansätze, die zur Aufgabe der beruflichen Beschäftigung oder 
jeder Erwerbsarbeit gezwungen haben 

Tropenkrankheiten, Fleckfieber, Skorbut 

Abrißbrüche der Wirbelfortsätze 

F. Hauterkrankungen 

Schwere oder wiederholt rückfällige Hauterkrankungen, die zur Aufgabe der be- 
ruflichen Beschäftigung oder jeder Erwerbsarbeit gezwungen haben 

Hautkrebs oder zur Krebsbildung neigende Hautveränderungen durch Ruß, Roh- 
paraffin, Teer, Anthrazen, Pech oder ähnliche Stoffe 


Sonstige Krankheiten . 


Gesamtsumme . . , 
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Angezeigte Krankheiten | 

Erstmals entschädigte Fälle 

1967 

1 1966 

1 1965 

1 1964 

1 1963 

1 1962 

1967 

1 1966 

1 1965 

1 1964 

! 1963 

1 1962 

23 

28 

8 

33 

27 

15 

1 


1 



2 

102 

82 

83 

62 

52 

38 

49 

26 

47 

36 

31 

23 

6 

7 

1 

3 

4 

3 

3 

— 

3 

1 

2 

1 

2 

1 

22 

1 

2 

3 

1 

— 

— 

1 

2 

2 

5 

22 

34 

56 

64 

27 

— 

— 

1 

1 

1 

2 

5 206 

5 339 

5 285 

5 343 

5 618 

6 221 

1 870 

2 070 

2415 

2 450 

2817 

3 269 

541 

507 

458 

498 

529 

507 

344 

353 

397 

382 

389 

393 

10 

11 

8 

5 

15 

37 

3 

4 

— 

1 

4 

— 

2 270 

1 672 

1 725 

1 774 

1 558 

1 470 

781 

601 

561 

514 

491 

609 

942 

781 

533 

708 

825 

909 

128 

114 

123 

150 

170 

213 

1 

3 

7 

4 

69 

11 ' 

1 

— 

2 

— 

— 

5 

9 

20 

9 

9 

10 

33 

5 

1 

1 

7 

26 

19 

433 

426 

415 

413 

473 

860 

108 

94 

100 

91 

127 

81 

1 964 

2 214 

2 442 

2 308 

2 136 

2 249 

1 379 

1 541 

1 369 

1 361 

1 266 

1 324 

2 474 

2 578 

2 948 

3 263 

3 503 

3417 

3 

3 

5 

5 

7 

9 

196 

209 

181 

175 

138 

159 

16 

20 

22 

22 

25 

22 

17 

23 

58 

36 

57 

57 

1 

1 

3 

4 

2 

2 

6 647 

6 965 

7719 

7 618 

7 068 

5 902 

460 

500 

492 

456 

494 

549 

54 

81 

296 

114 

185 

139 

17 

11 

13 

13 

20 

21 

656 

270 

209 

755 

498 

— 

— 

— 

3 

— 

— 

— 

26 217 

26 061 

27 467 

28 042 

27 947 

29 261 

5 834 

6 152 

6 464 

6 284 

6 779 

7 445 
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2. Den 234 tödlich verlaufenen Berufskrankheiten des Jahres 1966 
stehen 220 Fälle des Berichtsjahres gegenüber. Die Todesfälle 
verteilen sich auf die Arten von Versicherungsträgern wie folgt: 


Arten der 

1967 

1966 

Veränderung 

Versicherungsträger 

absolut 

V. H. 

Gewerbliche Berufsgenos- 
senschaften 

183 

198 

-15 

- 7,6 

Landwirtschaftliche Be- 
rufsgenossenschaften . . 

24 

29 

- 5 

- 17,2 

Eigenunfallversicherung . 

13 

7 

+ 6 

+ 85,7 

zusammen 

220 

234 

-14 

- 6,0 


Von den tödlich verlaufenen Fällen von Berufskrankheiten waren 
insbesondere 


Berufskrankheit | 

1967 

1966 

Veränderung 

1 absolut 

1 V. H. 

Erkrankungen an Silikose 
und Siliko-Tuberkulose 

141 

162 

-21 

- 13,0 

Erkrankungen durch Ar- 
sen oder seine Verbin- 
dungen i 

1 

11 

22 

-11 

- 50,0 

Erkrankungen durch Koh- 
lenoxyd 

4 

8 

- 4 

- 50,0 

Von Tieren auf Menschen 
übertragbare Krankhei- 
ten 

15 

11 

+ 4 

+ 36,4 

Infektionskrankheiten . . . 

11 

* 5 

+ 6 

+ 120,0 


3. Die Gesamtzahl der laufenden Entschädigungsfälle von Berufs- 
krankheiten ist von 137 199 im Jahre 1966 auf 137 097 im Berichts- 
jahr zurückgegangen. Mehr als 70 v. H. entfielen im Berichtsjahr 
auf die Silikose und Siliko-Tuberkulose. 

4. Auf Grund von § 551 Abs. 2 RVO wurden im Berichtsjahr nach- 
stehende 8 Fälle erstmals wie eine Berufskrankheit entschädigt: 

2 Fälle einer sog. Drescherlunge; 

1 Fall einer chronisch-asthmatoiden Emphysembronchitis nach 
intensiver Exposition gegenüber anorganischen Stäuben sowie 
Gasen, die durch Verunreinigung des Calciumkarbids bei der 
Azetylen-Herstellung entstanden sind; 

1 Fall eines Plattenepithelkarzinoms des rechten Stimmbandes 
durch Einwirkung kanzerogener Substanzen; 

1 Fall eines Bronchialkarzinoms durch Einwirkung von kanzero- 
genen Substanzen; 

1 Fall von Abriß des inneren Meniskus; 

1 Fall mit deformierenden Veränderungen an den Händen durch 
berufliche Tätigkeit als Anreißer und Ankörner; 

1 Fall mit einer Endgliednekrose des li. Zeigefingers. 
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Die Bekanntmachung der nach § 551 Abs. 2 RVO entschädigten 
Einzelfälle in der oben angegebenen kurzen Schilderung der Tat- 
bestände läßt selbstverständlich keine verallgemeinernden 
Schlußfolgerungen zu. 

5. Das vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung und der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft in Auftrag gegebene For- 
schungsprogramm zur Klärung bestimmter Fragen der chronischen 
Bronchitis und des Lungenemphysems wurde an 7 Forschungsin- 
stituten fortgesetzt. Ebenso wurden Untersuchungen zu Fragen 
der sog. Farmer- oder Drescherlunge sowie der Byssinose weiter- 
geführt. 

Ein Ausschuß des ärztlichen Sachverständigenbeirats beim Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung befaßte sich weiterhin 
mit notwendigen Vorarbeiten für ein Forschungsprojekt über 
arbeitsmedizinische Untersuchungen bei bestimmten Erkrankun- 
gen des rheumatischen Formenkreises. 
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B. Die durch Arbeitsunfälle verursachten Kosten 


Der vorliegende Unfallverhütungsbericht erfaßt nur die Ausgaben, 
die bei den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung entstanden 
sind. Praktikable Methoden, die Kosten, die den anderen Zweigen 
der Sozialversicherung für die Folgen von Arbeitsunfällen entstanden 
sind, zu erfassen, gibt es noch nicht. 

Audi das in den vorangegangenen Unfallverhütungsberichten er- 
wähnte Projekt A 34 des Rationalisierungskuratoriums der Deutschen 
Wirtschaft (RKW) „Die Unfall- und Schadensverhütung im Betrieb 
als Mittel zur Steigerung der Produktivität unter besonderer Berück- 
sichtigung der Unfallkosten" konnte für die Kosten der Unfälle, die 
sich im Berichtsjahr ereignet haben, noch keine Erkenntnisse ver- 
mitteln. Das Projekt wurde erst 1968 abgeschlossen. 

Die Gesamtausgaben für Arbeitsunfälle im engeren Sinne, Wege- 
unfälle und Berufskrankheiten betrugen nach den Angaben in den 
Geschäfts- und Rechnungsergebnissen der Träger der gesetzlichen 


Unfallversicherung in 1000 DM: 

1967 1966 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 3 120 537 2 997 085 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften .. 394 290 391 397 

Eigenunfallversicherung 282 879 263 906 


3 797 706 3 652 388 


Die Gesamtausgaben der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung 
im Jahre 1967 liegen danach um 4 v. H. über der Ausgabensumme des 
Jahres 1966. 

Von den Ausgaben an Verletzte und Erkrankte fallen die Aufwen- 
dungen für Renten mit 1,449 Mrd. DM (+ 8,0 v. H.) am stärksten ins 
Gewicht. Das Verletztengeld nahm um 7 v. H. auf 552,5 Millionen ab, 
während die Kosten der ambulanten und stationären Heilbehandlung 
annähernd gleich blieben (— 1,3 v. H.). 

Die Aufwendungen für die Berufshilfe, die in den letzten Jahren eine 
stark steigende Tendenz zeigten, haben auch gegenüber 1966 zuge- 
nommen, nämlich um 12,0 v. H. auf 17,0 Millionen DM. Die Ausgaben 
für die Unfallverhütung (77,3 Millionen DM) waren um 4,9 v. H. höher 
als 1966. 

Wie bei den Verletzten und Erkrankten sind auch bei den Hinter- 
bliebenen die Ausgaben für Renten der größte Ausgabenposten; sie 
beliefen sich im Berichtsjahr auf 730,3 Millionen DM ( + 9,4 v. H.). 

Von den übrigen Ausgaben sind vor allem die gesetzlichen Zuschläge 
zur Rücklage zu nennen, die wegen des in der Unfallversicherung an- 
gewandten Umlagesystems als Ausgaben gebucht werden (56,2 Mil- 
lionen DM). Die stärkste Steigerung ist bei den Ausgaben für den 
Finanzdienst mit 20,2 v. H. auf 33,4 Millionen DM festzustellen. Der 
schon im Vorjahr beobachtete Anstieg der Verwaltungskosten hat 
sich — - allerdings in geringerem Umfang — fortgesetzt ( + 5,1 v. H.). 
Im Berichtsjahr wurden an Verwaltungskosten 246,9 Millionen DM 
ausgegeben. Ihr Anteil an den Gesamtausgaben betrug 6,5 v. H. ge- 
genüber 6,4 V. H. im Vorjahr. 
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Übersicht 5 


Die Ausgaben der gesetzlichen Unfallversicherung nach Ausgabearten 

in den Jahren 1966 und 1967 (in 1000 DM) 


Ausgabearten 

1967 

1966 

Veränderung von 

1966 auf 1967 

absolut 1 V. H. 

I. Leistungen an Verletzte und Erkrankte 
(einschließlich ihrer Angehörigen) 







! 1. Heilbehandlung (ohne Verletztengeld) .... 

483 898 

490 377 

- 

6 479 

- 

1,3 

2. Verletztengeld 

552 537 

594 365 

- 

41 828 

- 

7,0 

3. Berufshilfe 

17 002 

15 175 

+ 

1 827 

+ 

12,0 

4. Renten an Verletzte und Erkrankte 

1 449 333 

1 342 396 

+ 106 937 

+ 

8,0 

5. Abfindungen an Verletzte und Erkrankte . . 

63 736 

67 596 

- 

3 860 

- 

5,7 

11. Leistungen an Hinterbliebene 







1. Sterbegeld 

8 322 

8 122 

+ 

200 

+ 

2,5 

2. Renten an Hinterbliebene 

730 372 

667 860 

+ 

62 512 

+ 

9,4 

3. Abfindungen an Hinterbliebene 

18 994 

17 642 

+ 

1 352 

+ 

7,7 

4. Beihilfen an Hinterbliebene 

9 032 

8 472 

+ 

560 

+ 

6,6 

IIL Gesetzliche Zuführung zur Rücklage 

56 271 

52 456 

+ 

3 815 

+ 

7,3 

IV. Kosten der Heil- und Pflegeanstalten ^) 

7 667 

9 006 

- 

1 339 

- 

14,9 

V. Kosten der Unfallverhütung 

77 307 

73 677 

+ 

3 630 

+ 

4,9 

VL Verfahrenskosten 

42 890 

42 414 

+ 

476 

+ 

1,1 

VII. Ausgaben für den Finanzdienst 

33 474 

27 850 

+ 

5 624 

+ 

20,2 

VIII. Verwaltungskosten 







1. persönliche 

204 215 

193 228 

+ 

10 987 

+ 

5,7 

2. sächliche 

42 656 

41 752 

+ 

904 

+ 

2,2 

Ausgaben insgesamt 

3 797 706 

3 652 388 

+ 145 318 

+ 

4,0 


1) durch Pfiegesätze nicht gedeckte Kosten 
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Die Ausgabenentwicklung läßt sich besser beurteilen, wenn man die 
Ausgaben je Vollarbeiter betrachtet. Im Durchschnitt aller Versiche- 
rungsträger wurden 1967 je Vollarbeiter 157,39 DM ausgegeben. Das 
waren 7,8 v. H. mehr als im Vorjahr (145,95 DM). Wie bisher schon 
hatten auch im Berichtsjahr die gewerblichen Berufsgenossenschaften 
mit 173,22 DM die höchsten Kosten je Vollarbeiter aufzuweisen 
— siehe auch das Schaubild 5 — . 


Schaubild 5 


Gesamtausgaben je Vollarbeifer 

DM ie Vollarbeiter 
200 
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C. Die Arbeitsstunden 


Für das Berichtsjahr wurden 33 693 412 267 (1966: 
35 814 431 000) geleistete Arbeitsstunden gemeldet. 
Die Meldepflicht des § 741 Abs. 1 RVO besteht nur 
für Unternehmer, die Mitglied einer gewerblichen 
Berufsgenossenschaft oder der See-Berufsgenossen- 
sdiaft sind. 

Die Zahl der durch meldepflichtige Arbeitsunfälle 
im engeren Sinne ausgefallenen Arbeitsstunden 
wurde mit 150 223 988 (1966: 193 642 000) angege- 
ben. 

Aus den geleisteten Arbeitsstunden und den in 
Teil B genannten Aufwendungen der Unfallver- 
sicherung im Berichtsjahr ergibt sich, daß im Be- 
reich der gewerblichen Berufsgenossenschaften und 
der See-Berufsgenossenschaft eine Million Arbeits- 
stunden mit 92 616 (1966: 83 667) DM Aufwendun- 
gen der gesetzlichen Unfallversicherung belastet 
sind. 

Der Belastung von 9,26 Pfennig pro geleistete Ar- 
beitsstunde im Jahre 1967 steht eine Belastung von 
8,37 Pfennig pro Stunde im Jahre 1966 gegenüber. 
Es ist eine Erhöhung um 10,6 v. H. (im Vorjahr 


12,2 V. H.) zu verzeichnen; sie ist wahrscheinlich 
mitbedingt durch den Rückgang der geleisteten Ar- 
beitsstunden. 

Für die landwirtschaftliche Unfallversicherung und 
für die von der Eigenunfallversicherung des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden durchgeführte Un- 
fallversicherung gilt der § 741 Abs. 1 RVO nicht. 

Die Beitragsberechnung in der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung geht von der land- und forst- 
wirtschaftlichen Nutzfläche aus. Für diesen Bereich 
ergibt sich bei einer landwirtschaftlichen Nutzfläche 
von 18 932 038 ha ohne staatliche Forstfläche und 
bei Gesamtausgaben der landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften von 394 290 000 DM eine Belastung 
pro ha von 20,83 DM. 

Für den Bereich der Eigenunfallversicherung wäre 
die Feststellung der geleisteten Arbeitsstunden we- 
nig sinnvoll wegen der großen Zahl der im öffent- 
lichen Interesse ehrenamtlich Tätigen (§ 539 Abs. 1 
Nr. 8 bis 10, 12 und 13 RVO), die bei den Trägern 
der Eigenunfallversicherung versichert sind. 
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D. Unfallverhütungsmaßnahmen 


I. Schutzvorschriften und -richtlinien 

Ebenso wie den Unfallverhütungsberichten 1964 
und 1966 wird auch diesem Bericht wieder eine 
vollständige Zusammenstellung der deutschen Ar- 
beitsschutzvorschriften und -richtlinien (Stand; 
31, 12. 1967) beigefügt (Anlage zu Teil D.) Zu der 
Entwicklung während des Berichtsjahrs im einzel- 
nen ist auf folgendes hinzuweisen: 

1. Staatliche Arbeitsschutzvorschriften 
a) Vorschriften des Bundes 

Im Berichtsjahr wurde auf dem Gebiet der Verhü- 
tung von Arbeitsunfällen lediglich die Erste Ver- 
ordnung zur Änderung der Aufzugsverordnung vom 
20. 6. 1967 (BGBl. I S. 605) erlassen, jedoch wurden 
die Arbeiten zur Vorbereitung neuer Vorschriften 
so gefördert, daß im Jahre 1968 eine stattliche An- 
zahl von Gesetzen, Verordnungen und Verwal- 
tungsvorschriften verkündet werden konnte. 

Die Überarbeitung der alten, durch die technische 
und wirtschaftliche Entwicklung überholten Be- 
kanntmachungen und Verordnungen, die auf § 120 e 
der Gewerbeordnung gestützt sind, machte im Be- 
richtsjahr weitere Fortschritte; die zur Überprüfung 
der zwölf ältesten Bekanntmachungen eingesetzten 
Arbeitskreise konnten ihre Arbeit im Berichtsjahr 
jedoch nur zum Teil abschließen. In der Zwischen- 
zeit liegen die Arbeitsergebnisse sämtlich vor; sie 
sind den obersten Arbeitsbehörden zur Stellung- 
nahme übersandt worden. 

Die Ergebnisse des im Vorjahresbe rieht erwähnten 
Forschungsauftrags über Ursachen und Verhütung 
von Caissonkrankheiten machten die Umarbeitung 
des Entwurfs einer Neufassung der Verordnung 
über Arbeiten in Druckluft (vgl. Unfallverhütungs- 
bericht 1965) erforderlich. Der umgearbeitete Ent- 
wurf wurde den beteiligten Bundesministerien, den 
obersten Arbeitsbehörden der Länder, den Sozial- 
partnern und den Unfallversicherungsträgern zur 
Stellungnahme übersandt; die in der Zwischenzeit 
eingegangenen Äußerungen sind so umfangreich 
und widersprechend, daß die Arbeiten bisher noch 
nicht abgeschlossen werden konnten. 

In Erfüllung des Auftrages des Deutschen Bundes- 
tages an die Bundesregierung, den Entwurf eines 
Gesetzes über hauptamtliche Sicherheitsbeauftragte 


(Sicherheitsingenieure) vorzulegen, wurde ein Sach- 
verständigengutachten vergeben, da die Erhebun- 
gen des Bundesinstituts für Arbeitsschutz und des 
Vereins Deutscher Sicherheitsingenieure (vgl, Un- 
fallverhütungsbericht 1966) nicht den erforderlichen 
Überblick über den derzeitigen Bestand an haupt- 
amtlichen Sicherheitsbeauftragten und die Vertei- 
lung auf die Betriebsarten vermittelten. Das Gut- 
achten liegt in der Zwischenzeit vor; es bedarf zwar 
noch gewisser Ergänzungen, kann aber als Grund- 
lage für die weiteren Entscheidungen dienen. 

b) Vorschriften der Länder 

Im Lande Schleswig-Holstein wurde eine Verord- 
nung Über die Anzeige von Sprengungen erlassen. 
In den Ländern Bayern, Bremen und Nordrhein- 
Westfalen sind die Sprengstoffverkehrsverordnun- 
gen geändert worden, ferner in Bayern die Spreng- 
stoff-Ausnahmeverordnung. 

2. Unfallverhütungsvorschriften 

Die gewerblichen Berufsgenossenschaften haben 
vier neue Musterentwürfe für Unfallverhütungsvor- 
schriften ausgearbeitet; zwei dieser Entwürfe wur- 
den bereits im Berichtsjahr in 7 Fällen von den 
Berufsgenossenschaften übernommen. 

In 111 Fällen haben die gewerblichen Berufsgenos- 
senschaften und die gemeindlichen Unfallversiche- 
rungsträger früher ausgearbeitete Unfallverhü- 
tungsvorschriften und Nachträge zu Unfallverhü- 
tungsvorschriften erlassen. 

3. Staatliche Arbeitsschutzrichtlinien 

Im Berichtsjahr wurden neue Richtlinien des Bundes 
und der Länder nicht veröffentlicht. 

Der Entwurf einer Richtlinie über Fernleitungen 
zum Befördern gefährdender Flüssigkeiten wurde 
überarbeitet. Die Arbeiten konnten im Berichtsjahr 
noch nicht abgeschlossen werden. Die Richtlinie ist 
jedoch im Jahre 1968 veröffentlicht worden. 

4. Richtlinien der Träger der Unfallversicherung 

Von den gewerblichen Berufsgenossenschaften wur- 
den die Richtlinien für Lastaufnahmemittel bei der 
Gewinnung von Werkstein ausgearbeitet. 
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II. Überwachung der Unternehmen und Schulung 

1. Überwachung der Unternehmen und Schulung durch die Träger 
der gesetzlichen Unfallversicherung 


Übersicht 6 



Gewerblidie 

Berufsgenossenschaften 

Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 

1967 1 

1966 

1967 1 

1966 

a) Zahl der Unternehmen insgesamt 

1 651 468 

1 654 491 

2 686 159 

2 781 346 

davon Unternehmen 





aa) mit bis zu 10 Versicherten 

1 454 778 

1 425 509 

1 





2 683 456 

2 778 375 

bb) mit mehr als 10 bis zu 20 Versicherten .... 

90 665 

103 571 

J 


cc) mit mehr als 20, aber weniger als 250 Ver- 


j 



sicherten 

97 437 

115 153 1 

1 2 703 

2 971 

dd) mit 250 und mehr Versicherten 

8 588 

10 258 


Wegen der besonderen Verhältnisse im Bereich der Eigenunfall- 
versicherung des Bundes, der Länder und der Gemeinden — hier 
würde z. B. die gesamte Bundesverwaltung als ein Unternehmen im 
unfallversicherungsrechtlichen Sinne gelten — wäre eine Aufteilung 
der Unternehmen nach der Zahl der Versicherten wenig sinnvoll. 

Eine Vorstellung von den Verhältnissen im Bereich der gemeindlichen 
Unfallversicherung geben die folgenden Zahlen: 


Übersicht 7 


Unternehmen (insgesamt) 28 386 

davon Unternehmen 

aa) mit bis zu 10 Versicherten 21 573 

bb) mit mehr als 10 bis zu 20 Versicherten 2 886 

cc) mit mehr als 20, aber weniger als 250 Versicherten .... 3 108 

dd) mit 250 und mehr Versicherten 819 


Dabei sind aber die Haushaltungen, in denen Arbeitnehmer beschäf- 
tigt werden, und die kurzen Bauarbeiten und Selbsthilfe im Sozialen 
Wohnungsbau (§ 539 Abs. 1 Nr. 15 RVO) nicht berücksichtigt. 
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Übersicht 8 


b) Zahl der Versicherten in den Unternehmen ins- 
gesamt 

davon 

aa) Versicherte in den Unternehmen mit bis zu 
10 Versicherten 

bb) Versicherte in den Unternehmen mit mehr 
als 10 bis zu 20 Versicherten 

cc) Versicherte in den Unternehmen mit mehr 
als 20, aber weniger als 250 Versicherten . . 

dd) Versicherte in den Unternehmen mit 250 und 
mehr Versicherten 


Gewerbliche Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften Berufsgenossenschaften *) 

1967 I 1966 ! 1967 | 1966 

19 067 231 19 775 137 7 219 391 7 178 300 


4 139 496 4 079 611 

7 084 238 7 040 600 

1 357 587 1 364 484 

6 198 757 6 454 605 

135 153 137 700 

7 371 391 7 876 437 


*) nach Angabe der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 


Für den Bereich' der Eigenunfallversicherung wurden 2 216 790 Ver- 
sicherte festgestellt. Dazu kommen weitere 6,7 Mio Versicherte, die 
nur durch bestimmte, meist nur kurze Zeit ausgeübte Tätigkeiten in 
die Unfallversicherung einbezogen werden. Dies sind insbesondere: 

in Privathaushalten Beschäftigte (auch kurzfristig), 
ehrenamtlich Tätige, 

Berufs- und Berufsfachschüler, 

Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehren und der Bereitschaften 
des DRK, 

Mitglieder von sonstigen Hilfeleistungsunternehmen und des 
LSHD, 

Blut- und Gewebespender, 

Arbeitslose bei Erfüllung der Meldepflicht, 

Beschäftigte bei nicht gewerbsmäßigen, kurzen Bauarbeiten und 
Selbsthilfearbeiten im sozialen Wohnungsbau und beim Bau 
von Kleinsiedlungen i. S. § 657 Abs. 1 Nr. 7 und 8 RVO sowie 
Hand- und Spanndienst-Leistende. 

Übersicht 9 



Gewerbliche 1 
Berufs- 
genossenschaften 

Landwirtschaft- 
liche Berufs- 
genossenschaften 

Eigenunfall- 
versicherung *) 

1 

Insgesamt 


1967 1 

1966 1 

1967 1 

1966 

1967 1 

1966 

1967 1 

1966 

Zahl der im technischen Dienst 
Beschäftigten des Versiche- 
rungsträgers (einschließlich i 

Büro- und Schreibpersonal) 

insgesamt ! 

1 

1 327 

1 273 

281 

271 

1 

! 

i 

! 

271 

232 

1 879 1 776 i 

1 1 

davon 

Technische Aufsichtsbeamte . . ; 

1 

725 

698 

216 

! 

209 

222 

i 

202 

1 163 

1 109 


*] Von den Trägern der Eigenunfallversicherung sind nur die Gemeindeunfallversicherungsverbände zur Über- 
wachung der Unternehmen verpflichtet. Soweit der Bund, ein Land, eine Gemeinde oder die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung Träger der Unfallversicherung ist, gelten die Vorschriften über 
die Überwachung der Unternehmen nicht (§ 767 Abs. 2 Nr. 5 RVO). 
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Gewerbliche 

Berufs- 

genossenschaften 

Landwirtschaft- 
liche Berufs- 
genossenschaften 

Eigenunfall- 

versicherung 

Insgesamt 


1967 ! 1966 

1967 ; 1966 

1967 1 1966 

1967 1 1966 

d) Zahl der von den Technischen 
Aufsichtsbeamten vorgenomme- 
nen Besichtigungen insgesamt . 

429 310 408 300 

316 407 302 400 

18 380 13 500 

764 097 724 200 

' davon in Unternehmen 





aa) mit bis zu 10 Versicherten . 

176 451 160 500 


7 326 


bb) mit mehr als 10 bis zu 20 
Versicherten 

64 505 62 200 


1 359 


cc) mit mehr als 20, aber we- 
niger als 250 Versicherten . 

144 689 143 100 


3 214 


dd) mit 250 und mehr Versi- 
! cherten 

43 665 42 500 


6 481 



Für den Bereich der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften war 
eine Aufteilung nach der Größe der besichtigten Unternehmen man- 
gels geeigneter Unterlagen nicht möglich, 


Übersicht 11 



Gewerbliche 

Berufs- 

genossenschaften 

Landwirtschaft- 
liche Berufs- 
genossenschaften 

Eigenunfall- 

versicherung 

Insgesamt 

1967 I 1966 

1967 1 1966 

1967 1 1966 

1967 1 1966 

e) Zahl der besichtigten Unter- 





nehmen insgesamt 

248 487 231 000 

316 407 302 400 

5 872 4 400 

570 766 537 800 

davon Unternehmen 





aa) mit bis zu 10 Versicherten . 

163 388 148 100 


3 125 


bb) mit mehr als 10 bis zu 20 





Versicherten 

33 363 32 000 


973 


cc) mit mehr als 20, aber we- 





niger als 250 Versicherten . 

44 842 44 100 


1 269 


dd) mit 250 und mehr Versi- 





cherten 

6 894 6 800 


505 


f) Zahl der untersuchten Unfälle 





einschließlich der Teilnahme an 





Unfalluntersuchungen nach 





§ 1562 RVO 

87 119 83 700 

17 005 15 600 

5 433 3 500 

109 072 102 800 


Die Übersichten 6 bis 11 lassen erkennen, daß die Träger der gesetz- 
lichen Unfallversicherung ihre Bemühungen um die Unfallverhütung 
weiter gesteigert haben. 

27 



Drucksache VI/ 183 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


g) Sonstige Unfallverhütungsmaßnahmen 

— Beitragszuschläge und Beitragsnachlässe — 

In welcher Weise die gewerblichen Berufsgenossenschaften dem ge- 
setzlichen Auftrag des § 725 Abs. 2 RVO durch Satzungsbestimmun- 
gen entsprochen haben, ist vom Grundsätzlichen her im Bericht 1965 
dargelegt worden. In der Regel wird der Zuschlag oder der Nachlaß 
vom normalen Umlagebeitrag ausgehend berechnet, ausnahmsweise 
auch von der Gefahrklasse. Die besondere Umlage zur Bergbau- 
Berufsgenossenschaft (Artikel 3 UVNG alter Fassung) bleibt durch- 
weg außer Betracht. 

Im Bereich der gewerblichen Berufsgenossenschaften waren im Be- 
richtsjahr 1 651 468 Unternehmer als Mitglied in den Verzeichnissen 
der Genossenschaften eingetragen. Etwa 675 000 Mitglieder haben 
Beitragsnachlässe in Höhe von zusammen rund 113,4 Millionen DM 
erhalten, etwa 96 000 Mitgliedern mußten Zuschläge in Höhe von 
zusammen rund 21,3 Millionen DM auferlegt werden. Die im Rahmen 
des Verfahren nach § 725 Abs. 2 RVO „bewegte'' Beitragssumme kann 
unter Berücksichtigung der Angaben in den Verwaltungsberichten 
der Berufsgenossenschaften auf rund 135 Millionen DM geschätzt 
werden. 

Für die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften ist eine Regelung 
über Zuschläge und Nachlässe nicht zwingend vorgeschrieben (vgl. 
§ 804 Abs. 1 RVO). Entsprechende Satzungsbestimmungen sind bisher 
nicht erlassen worden. 

Für die gemeindlichen Unfallversicherungsverbände besteht nach 
§ 769 die gleiche Verpflichtung wie für die gewerblichen Berufsge- 
nossenschaften. Im Berichtsjahr wurden insgesamt rund 12 100 
Mitgliedern Beitragsnachlässe in Höhe von zusammen rund 1,35 
Millionen DM gewährt. 


h) Zahl und Dauer der Schulungskurse 


Übersicht 12 


Personenkreis 

Anzahl der durchgeführten Kurse 

Gewerbliche 

Berufsgenossen- 

schaften 

Landwirtschaftliche 

Berufsgenossen- 

schaften 

Eigenunfall- 
versicherung *) 

1967 1 

1966 

1967 1 

1966 1 

1967 1 

1966 

Unternehmer und Führungskräfte 

1 438 

847 

292 

363 

223 

160 

Sicherheitsbeauftragte 

1 546 

1 333 

80 

38 

280 

255 

Sonstige 

3 804 

3 882 

256 

176 

520 

364 

zusammen . . . 

6 788 

6 062 

628 

577 

1 023 

779 

i 


3 Wegen der besonderen Verhältnisse bei Bundesbahn und Bundeswehr sind diese Bereiche in den Angaben nicht 
berücksichtigt. 
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Übersicht 13 



1 Dauer der Schulungskurse 

Personenkreis 

bis 

Va Tag 

bis 

1 Tag 

2 bis 

3 Tage 

mehr als | 

3 Tage 


1 

2 

3 

1 1 i 

2 ' 

3 1 

1 i 

2 1 3 

1 ^ 2 ; 

3 i 

1 

Unternehmer und Führungskräfte 

i 689 

277 

155 

328 

4 

61 

164 

3 2 

257 8 

5 

Sicherheitsbeauftragte 

264 

9 

121 

386 

66 

116 

737 

5 40 

159 — 

3 

1 Sonstige 

2694 

234 

452 

268 

— 

51 

291 

22 1 

551 — 

16 


Spalte 1 = Gewerbliche Berufsgenossenschaften 
Spalte 2 = Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 
Spalte 3 = Eigenunfallversicherung *) 

*) siehe Anmerkung zu Übersicht 12 


i) Anzahl der von den Schulungskursen erfaßten Personen 


Übersicht 14 


Gewerbliche Berufsgenossenschaften *) 




Dauer der Schulungskurse 



Personenkreis 

bis 

1/2 Tag 

bis 

1 Tag 

2 bis 3 
Tage 

mehr als 

3 Tage 

zusammen 

Unternehmer und Führungskräfte .... 

22 724 
(10 582) 

10 788 
(9 090) 

3 855 
(1 832) 

4 705 
(1 108) 

42 072 
(22 612) 

Sicherheitsbeauftragte 

3 211 
(1 572) 

13 986 
(7 170) 

22 874 
(12 792) 

7 370 
(5 117) 

47 441 
(26 651) 

Sonstige 

107 734 
(86 090) 

8 163 
(1 948) 

5 779 
(6 525) 

7 955 
(2 824) 

129 631 
(97 387) 

zusammen 

132 567 
(98 244) 

32 937 
(18 208) 

33 090 
(21 149) 

20 030 
(9 049) 

218 624 
(146 650) 


Übersicht 15 


Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften *) 




Dauer der Schulungskurse 



Personenkreis 

bis 

bis 

2 bis 3 

mehr als 

zusammen 


1/2 Tag 

1 Tag 

Tage 

3 Tage 


Unternehmer und Führungskräfte .... 

9 727 

107 

111 

307 

10 252 


(12 596) 

(191) 

(48) 

(209) 

(13 044) 

Sicherheitsbeauftragte 

131 

1 448 

75 

— 

1 654 


(93) 

(684) 

(105) 

(39) 

(921) 

Sonstige 

6917 

— 

608 

— 

7 525 


(5 632) 

(101) 

(-) 

(-) 

(5 733) 

zusammen 

16 775 

1 555 

794 

307 

19 431 


(18 321) 

(976) 

(153) 

(248) 

(19 698) 


*) Zahlen des Vorjahres in Klammern 
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Übersicht 16 


Eigenunfallversicherung *) 




Dauer der Schulungskurse 



Personenkreis 

bis 

i bis ; 

2 bis 3 

mehr als 

zusammen 


V 2 Tag 

i 1 Tag 1 

Tage 

3 Tage 


Führungskräfte 

1 074 

964 

1 

8 

2 047 


(1 695) 

(492) 

(3) 

(7) 

(2 197) 

Sicherheitsbeauftragte 

1 397 

2 920 

1 515 

111 

5 943 


(2 486) 

(1 981) 

(1 159) 

(4) 

(5 630) 

Sonstige 

10 019 

1 642 

87 

27 

1 11775 


(8 841) 

(359) 

(2) 

(68) 

(9 270) 

zusammen 

12 490 
(13 022) 

5 526 
(2 832) 

1 603 
(1 164) 

146 

(79) 

19 765 
(17 097) 


*) ohne Bundesbahn und Bundeswehr 


2. Überwachung der Unternehmen durch die Gewerbeaufsicht 

a) Zahl der bei den Gewerbeaufsichtsbehörden Beschäftigten 

Die nachstehende Zahlentafel, der die Anzahl der im technischen und 
ärztlichen Gewerbeaufsichtsdienst beschäftigten Beamten und Ange- 
stellten — getrennt für die einzelnen Länder — zu entnehmen ist, 
wird auch in dem vorliegenden Kurzbericht in der bisherigen Fassung 
wiedergegeben, weil sie deutlich erkennen läßt, daß es im Berichts- 
jahr in der Mehrzahl der Länder möglich war, beträchtliche Stellen- 
vermehrungen vorzunehmen. Nur in fünf Ländern war dies nicht der 
Fall, dabei war die Bewegung in drei dieser Länder sogar rückläufig, 
was wiederum darauf zurückzuführen war, daß es nicht möglich war, 
durch Pensionierung, Tod oder sonstiges Ausscheiden freigewordene 
Stellen sofort wieder neuzubesetzen. Insgesamt gelang es, die Zahl 
der im Gewerbeaufsichtsdienst tätigen Beamten und Angestellten im 
Bundesgebiet um 189 (= 10 v. H.) auf 2085 zu erhöhen. 
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Übersicht 17 


Land 

Höherer 

Dienst 

(davon 

Gewerbe- 

ärzte) 

Geho- 

bener 

Dienst 

Mittlerer 

Dienst 

Einfacher 

Dienst 

Tech- 

nische 

Ange- 

stellte 

Beamte 

und 

Angestellte 

insgesamt 

Verände- 

rungen 

gegenüber 

1966 

Baden-Württemberg 

93 ( 8) 

118 

28 

— 

— 

239 ( 8) 

+ 29 ( — ) 

Bayern 

96 (16) 

140 

51 

— 

— 

287 (16) 

+ 25 ( — ) 

Berlin 

31 ( 8) 

31 

39 

— 

— 

101 ( 8) 

- 3 ( + 1) 

Bremen 

6 (-) 

19 

6 

— 

— 

31 (-) 

+ 1 (-1) 

Hamburg i 

14 ( 1) 

56 

— 

— 

14 

84 ( 1) 

+ 15 (-1) 

Hessen 

47 ( 4) 

74 

59 

— 

15 

195 ( 4) 

+ 20 ( — ) 

Niedersachsen 

64 ( 5) 

94 

44 

— 

— 

202 ( 5) 

+ 16 ( -) 

Nordrhein-Westfalen .... 

190 (17) 

289 

267 

— 

— 

746 (17) 

+ 90 (-1) 

Rheinland-Pfalz 

33 { 3) 

41 

21 

— 

— 

95 ( 3) 

- 4 ( -) 

Saarland 

11 ( 4) 

9 

7 

— 

— 

27 ( 4) 

+ 2 ( -) 

Schleswig-Holstein 

14 ( 2) 

42 

22 

— 

— 

78 ( 2) 

- 2 ( -) 

Bundesgebiet 

599 (68) 

913 

544 

— 

29 

2 085 (68) 

+ 189 (-2) 


Stand 31. Dezember 1967 


b) Besichtigungstätigkeit der Gewerbeaufsicht 

Angaben über die Besichtigungstätigkeit der Gewerbeaufsicht können 
im vorliegenden Bericht nicht gemacht werden, da die Zahlen der 
besichtigten Betriebe von den Gewerbeaufsichtsämtern nur in jedem 
zweiten Jahr, und zwar nur in den Jahren mit gerader Jahreszahl, 
zusammengestellt werden. 


c) Zahl der Beanstandungen 

Aus den im Vorjahresbericht angegebenen Gründen ist auch im Be- 
richtsjahr eine klare Tendenz in der Entwicklung der Zahl der 
Beanstandungen nicht zu erkennen. Der Kurzform dieses Berichts 
entsprechend sollen die Angaben daher auf die Mitteilung der Zahlen 
für das Bundesgebiet beschränkt werden. Die Zahl der Beanstandun- 
gen insgesamt erhöhte sich auf 1 134 807 (gegenüber 1 041 331 im Vor- 
jahr), wobei die Zahl der Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften über 
Unfall-, Gesundheits- und Nachbarschutz 913 250 (821 064), gegen ge- 
setzliche Vorschriften über die Beschäftigung bestimmter Personen- 
gruppen 89 335 (94 242), gegen sonstige Arbeitsschutzvorschriften 
21 642 (19 225) und gegen Formvorschriften 110 580 (106 800) betrug. 


31 



Drucksache VI/ 183 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


III. Strafen, Geldbußen, Ordnungsstrafen, Anordnungen nach 
§ 714 Abs. 1 Satz 5 RVO 


1, Verwarnungen, Strafanzeigen, Bußgeldbescheide der Arbeitsschutz- 
behörden 

Die Arbeitsschutzbehörden haben im Berichtsjahr 1879 Verwarnungen 
(gegenüber 1373 im Vorjahr) erteilt und 619 (491) Strafanzeigen er- 
stattet. Von diesen Strafanzeigen führten 326 (307) zu rechtskräftigen 
gerichtlichen Strafen. Daneben wurden 27 (143) rechtskräftige Buß- 
geldbescheide erlassen. Auch diese Angaben beziehen sich nur auf 
Zuwiderhandlungen gegen Arbeitsschutzvorschriften, die der Unfall- 
verhütung dienen; nicht berücksichtigt sind, wie in den früheren 
Berichten, die Verwarnungen und Strafanzeigen, denen Verstöße 
gegen Vorschriften über die Arbeitszeit, die Beschäftigung Jugend- 
licher, den Ladenschluß u. a. zugrunde liegen, die ein Vielfaches der 
angegebenen Zahlen betragen. 


2. Anzahl der Ordnungsstrafen, die im Berichtsjahr auf Grund des 
§ 710 Abs. 1 RVO verhängt worden sind, und der sofort vollzieh- 
baren Anordnungen im Sinne des § 714 Abs. 1 Satz 5 RVO 


Übersicht 18 



Gewerbliche 

Berufs- 

genossenschaften 

Landwirtschaft- 
liche Berufs- 
genossensdiaften 

Eigenunfall- 

versicherung 


1967 

1966 

1967 1 

1966 

1967 

1966 

Ordnungsstrafen gegen Mitglieder (Unter- 
nehmer) 

4 043 

4 871 

32 952 

29 473 

9 

3 

gegen Versicherte 

756 

742 

202 

114 

4 

2 

Anordnungen (§ 714 RVO) 

5 125 

4 982 

3 310 

3 771 

833 

7 


Die unbedeutende Zahl der Ordnungsstrafen im Bereich der Eigenun- 
fallversicherung erklärt sich aus der besonderen Struktur dieser 
Versicherungsträger. Die sehr starke Erhöhung der Zahl der Anord- 
nungen gemäß § 714 RVO ist eine Folge der Intensivierung der Über- 
wachung der Unternehmen im Bereich der Gemeindeunfallversiche- 
rungsverbände. 
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IV. Sicherheitsbeauftragte 

Die Zahl der Unternehmen, in denen bis zum Ende des Berichtsjahres 
Sicherheitsbeauftragte bestellt waren, sowie deren Anzahl zeigt die 
Übersicht 19. 

Übersicht 19 


Arten der 

Versicherungsträger 

■ 

Unternehmen mit 
Sicherheitsbeauftragten 

Sicherheitsbeauftragte 

1967 1 

1966 1 

1967 1 

1966 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

90 961 

86 729 

219 483 

212 299 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 

1 594 

1 528 

2 499 

2 266 

Eigenunfallversicherung 

6 310*) 

7 806 *) 

27 761 

23 824 

zusammen . . . 

98 865 

96 063 

249 743 

238 389 


*) In dieser Zahl sind 3 545 Dienststellen von Bundesbahn und Bundespost als Unternehmen gezählt. Für das Jahr 
1966 wurden 5 258 Dienststellen gemeldet. 


Von den bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften erfaßten 
106 025 Unternehmen mit mehr als 20 Versicherten, die also in der 
Regel Sicherheitsbeauftragte zu bestellen haben, hatten bis zum Ende 
des Jahres 1967 90 961 Unternehmen insgesamt 219 483 Sicherheitsbe- 
auftragte bestellt. Da in den Unternehmen mit mehr als 20 Versicher- 
ten im Berichtsjahr rund 13,57 Millionen Versicherte gezählt wurden, 
war im Durchschnitt für 62 Versicherte ein Sicherheitsbeauftragter 
bestellt. Im Jahre 1966 entfielen auf einen Sicherheitsbeauftragten 
noch 68 Versicherte (1965: 77). Insgesamt hat sich die Zahl der Sicher- 
heitsbeauftragten gegenüber dem Vorjahr um rund 5 v. H. erhöht. 


V. Erste Hilfe 

Rund 21 700 Ausbildungsmaßnahmen für die Erste Hilfe wurden mit 
64 126 Teilnehmern durchgeführt. Darüber hinaus förderten die Be- 
rufsgenossenschaften auch im Berichtsjahr Bestrebungen, die die 
Bergung der Verletzten, die Erste Hilfe am Unfallort, die Wieder- 
belebung, den Verletztentransport und die Schockbekämpfung zu ver- 
bessern geeignet sind. 


VI. Forschungsaufträge 

Die im Vorjahresbericht erwähnten Forschungsaufträge konnten 1966 
nicht abgeschlossen werden; sie wurden daher im Berichtsjahr fortge- 
führt. Von den im Berichtsjahr neu erteilten Forschungsaufträgen ist 
besonders ein Auftrag zu erwähnen, der eine demoskopische Erhe- 
bung über Unfallverletzungen bei hauswirtschaftlicher Tätigkeit zum 
Inhalt hatte. Die Zahl der Verletzungen bei hauswirtschaftlicher 
Tätigkeit kann nur geschätzt werden, weil genaue statistische Erhe- 
bungen darüber fehlen. Deshalb wurde der Aktion „Das Sichere 
Haus" e. V. ein Forschungsauftrag in Höhe von 20 000 DM erteilt, um 
es ihr zu ermöglichen, mit Hilfe eines demoskopischen Instituts 
durch Befragungen die Richtigkeit der bisherigen Schätzungen nach- 
zuprüfen. 
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Anlage zum Teil D 


I. Staatliche Arbeitsschutzvorschriften 


1. Vorschriften des Bundes 

Gesetz über die Verarbeitung von Altmaterial vom 
16. März 1937 (BGBl. III 2126-3) 

Gesetz gegen den verbrecherischen und gemein- 
gefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen vom 
9. Juni 1884 (BGBl. III — 453-8) 

Bekanntmachung betreffend das Gesetz gegen den 
verbrecherischen und gemeingefährlichen Ge- 
brauch von Sprengstoffen vom 29. April 1903 
(RGBl. S. 211), zuletzt geändert am 13. Juli 1940 
(RGBl. I S. 995) 

Gesetz zur Neufassung der Gewerbeordnung vom 
30. Juni 1900 (BGBl. III 7100-1), Titel II und VII 

Verordnung über die Errichtung und den Betrieb 
von Dampfkesselanlagen (Dampfkesselverord- 
nung — DampfkV) vom 8. September 1965 (BGBl. 
I S. 1300) 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu den §§ 6, 7, 
8, 10, 13 und 14 der Verordnung über die Errich- 
tung und den Betrieb von Dampfkesselanlagen 
vom 8. September 1965 (Bundesanzeiger Nr. 175) 

Verordnung über die Erlaubnis zur Errichtung und 
zum Betrieb von Dampfkesselanlagen vom 20. De- 
zember 1954 (BGBl. III 7102-11) 

Bekanntmachung betreffend allgemeine polizeiliche 
Bestimmungen über die Anlegung von Schiffs- 
dampfkesseln vom 17. Dezember 1908 (BGBl. 
III 7102-13) 

Verordnung über die Anlegung von Dampfkesseln 
vom 9. April 1941 (BGBl. III 7102-13-1) 

Verordnung über das Dampfkesselwesen vom 
27. August 1936 (BGBl. III 7102-14) 

Verordnung über die technische Überwachung der 
Dampfkessel und der sonstigen überwachungs- 
pflichtigen Anlagen vom 19. März 1938 (BGBl. III 
7102-15) 

Werkstoff- und Bauvorschriften für Schiffsdampf- 
kessel vom 1. Februar 1928 (Reichs- u. Staats- 
anzeiger Nr. 35), zuletzt geändert am 19. März 1944 
(RWMBl. S. 81) 

Polizeiverordnung über die ortsbeweglichen ge- 
schlossenen Behälter für verdichtete, verflüssigte 
und unter Druck gelöste Gase (Druckgasverord- 
nung) vom 2. Dezember 1935 (BGBl. III 7102-19-a); 
die von den früheren Ländern des Deutschen 
Reichs dazu erlassenen 11 Verordnungen bzw. 
Polizeiverordnungen sind im BGBl. III 7102-19 b 
bis 7102-19 1 aufgeführt. 

Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb 
von Aufzugsanlagen (Aufzugsverordnung — 
AufzV) vom 28. September 1961 (BGBl. III 7102-21) 


Verordnung über Anforderungen, insbesondere tech- 
nischer Art, an Aufzugsanlagen (Technische Ver- 
ordnung über Aufzugsanlagen — TVAufz) vom 
6. Oktober 1965 (BGBl. I S. 1576) 

Erste Verordnung zur Änderung der Aufzugsver- 
ordnung vom 20. Juni 1967 (BGBl. I S. 605) 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Technischen 
Verordnung über Aufzugsanlagen vom 20. Okto- 
ber 1965 (Bundesanzeiger Nr. 201) 

Verordnung über elektrische Anlagen in explosions- 
gefährdeten Räumen vom 15. August 1963 (BGBl. 
III 7102-23) 

Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über elektrische Anlagen in explosionsgefährde- 
ten Räumen vom 25. August 1965 (BGBl. I S. 1029) 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 3 Abs. 1 
der Verordnung über elektrische Anlagen in 
explosionsgefährdeten Räumen vom 25. August 
1965 (Bundesanzeiger Nr. 167) 

Polizeiverordnung über die Herstellung, Aufbewah- 
rung und Verwendung von Azetylen sowie über 
die Lagerung von Kalziumkarbid (Azetylenver- 
ordnung — BGBl. III 7102-27). Die in den früheren 
Ländern des Deutschen Reichs dazu erlassenen 
25 Verordnungen bzw. Polizeiverordnungen sind 
im BGBl. III 7102-27 aa bis 27 an und 7102-27 b 
bis 1 aufgeführt. 

Verordnung über die Errichtung und den Betrieb 
von Anlagen zur Lagerung, Abfüllung und Beför- 
derung brennbarer Flüssigkeiten zu Lande (Ver- 
ordnung über brennbare Flüssigkeiten — VbF) 
vom 18. Februar 1960 (BGBl. III 7102-29) 

Verordnung über Anforderungen, insbesondere tech- 
nischer Art, an Anlagen zur Lagerung, Abfüllung 
und Beförderung brennbarer Flüssigkeiten zu 
Lande (Technische Verordnung über brennbare 
Flüssigkeiten — TVbF) vom 10. September 1964 
(BGBl. I S. 717) 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift der Bundesregie- 
rung vom 10. September 1964 zur Technischen 
Verordnung über brennbare Flüssigkeiten (Bun- 
desanzeiger Nr. 172) 

Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über Anforderungen, insbesondere technischer 
Art, an Anlagen zur Lagerung, Abfüllung und 
Beförderung brennbarer Flüssigkeiten zu Lande 
vom 7. September 1965 (BGBl. I S. 1271) 

Verordnung zum Schutze gegen Schädigungen durch 
Röntgenstrahlen und radioaktive Stoffe in nicht- 
medizinischen Betrieben (Röntgenverordnung) 
vom 7. Februar 1941 (BGBl. III 7108-1) 

Verordnung für Arbeiten in Druckluft vom 29. Mai 
1935 (BGBl. III 7108-2) 
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Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb von Anlagen zur Herstellung von Alkali- 
Chromaten vom 16. Mai 1907 (BGBl. III 7108-11) 

Verordnung über Magnesiumlegierungen vom 
8. März 1938 (BGBl. III 7108-12) 

Sicherheitsvorschriften für Magnesiumlegierungen 
vom 28. Juli 1938 (RABL III S. 187) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der Zinkhütten und Zinkerzrösthütten vom 
13. Dezember 1912 (BGBl. III 7108-13) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der Bleihütten vom 16. Juni 1905 
(BGBl. III 7108-14-1) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb von Anlagen zur Herstellung elektrischer 
Akkumulatoren aus Blei oder Bleiverbindungen 
vom 6. Mai 1908 (BGBl. III 7108-14-2) 

Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb 
von Anlagen zur Herstellung von Bleifarben und 
anderen Bleiverbindungen vom 27. Januar 1920 
(BGBl. III 7108-14-3) 

Verordnung zum Schutze gegen Bleivergiftung bei 
Anstricharbeiten vom 27. Mai 1930 (BGBl. III 
7108-14-4) 

Verordnung über die Ausführung von Anstricharbei- 
ten in Wasserfahrzeugen und schwimmfähigen 
Hohlkörpern (Schiffsraumanstrichverordnung) 
vom 7. September 1961 (BGBl. III 7108-15) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der Buchdruckereien und Schriftgießereien 
vom 31. Juli 1897 (BGBl. III 7108-21) 

Verordnung über Glashütten, Glasschleifereien, 
Glasätzereien, Glasmalereien, Glashafenfabriken 
und verwandte Betriebe (Glashüttenverordnung) 
vom 23. Dezember 1938 (BGBl. III 7108-22) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb von Steinbrüchen und Steinhauereien 
(Steinmetzbetrieben) vom 31. Mai 1909 (BGBL III 
7108-23) 

Verordnung zum Schutze gegen Staublungenerkran- 
kungen (Silikose) in der keramischen Industrie 
vom 1. September 1951 (BGBL III 7108-24) 

Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zum Schutze gegen Staublungenerkrankungen 
(Silikose) in der keramischen Industrie vom 
31. März 1965 (BGBL I S. 228) 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 3 Abs. 6 
Satz 1 der Verordnung zum Schutz gegen Staub- 
lungenerkrankungen (Silikose) in der keramischen 
Industrie vom 9. April 1965 (Bundesanzeiger 
Nr. 74) 

Verordnung über die Herstellung, Verpackung, La- 
gerung und Einfuhr von Thomasmehl (Thomas- 
phosphat) vom 30. Januar 1931 (BGBL III 7108-25) 

Verordnung über Haarhutfabriken vom 26. März 
1938 (BGBL III 7108-26) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der Roßhaarspinnereien, Haar- und Bor- 
stenzurichtereien sowie die Bürsten- und Pinsel- 


machereien vom 22. Oktober 1902 (BGBL III 
7108-27) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung und den 
Betrieb der zur Anfertigung von Zigarren be- 
stimmten Anlagen vom 17. Februar 1907 (BGBL III 

7108- 28) 

Verordnung über die Herstellung von Knallkorken 
vom 27. Dezember 1928 (BGBL III 7108-31) 

Verordnung über Zellhorn vom 20. Oktober 1930 
(BGBL III 7108-32) 

Sicherheitsvorschriften für Zellhorn vom 21. Juli 
1931 (RABL I S. 235) 

Bekanntmachung betreffend die Einrichtung von 
Sitzgelegenheit für Angestellte in offenen Ver- 
kaufsstellen vom 28. November 1900 (BGBL III 

7109- 3) 

Gesetz über die friedliche Verwendung der Kern- 
energie und den Schutz gegen ihre Gefahren 
(Atomgesetz) vom 23. Dezember 1959 (BGBL III 
751-1) 

Neufassung der Ersten Verordnung über den Schutz 
vor Schäden durch Strahlen radioaktiver Stoffe 
(Erste Strahlenschutzverordnung) Bekanntmachung 
vom 15. Oktober 1965 (BGBL I S. 1654) 

Verordnung über den Schutz vor Schäden durch 
ionisierende Strahlen in Schulen (Zweite Strahlen- 
schutzverordnung) vom 18. Juli 1964 (BGBL I 
S. 500) mit Änderung durch VO vom 12. August 
1965 (BGBL I S. 759) 

Verordnung über das Verfahren bei der Genehmi- 
gung von Anlagen nach § 7 des Atomgesetzes 
(Atomanlagen-Verordnung) vom 20. Mai 1960 
(BGBL III 751-7) 

Heimarbeitsgesetz vom 14. März 1951 (BGBL III 
804-1) — Fünfter Abschnitt — Gefahrenschutz 
(Arbeitsschutz und öffentlicher Gesundheits- 
schutz) — 

Verordnung über die Verwendung gesundheits- 
schädlicher oder feuergefährlicher Stoffe in der 
Heimarbeit vom 23. August 1961 (BGBL III 
804-1-2) 

Verordnung betreffend das Verbot des Trennens, 
Schneidens und Sortierens von Hadern und Lum- 
pen aller Art in der Heimarbeit vom 21. April 1920 
(BGBL III 804-1-5) 

Verordnung betreffend das Verbot des Anfertigens 
und Verpackens von Präservativs, Sicherheits- 
pessarien, Suspensorien und dergleichen in der 
Heimarbeit vom 1. Februar 1921 (BGBL III 
804-1-6) 

Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 (BGBL III 
8050-1) — § 16 Beschäftigungsverbote für 

Frauen — 

Ausführungsverordnung zur Arbeitszeitordnung 
vom 12. Dezember 1938 (BGBL III 8050-1-1) 
— Nr. 20 Beschäftigungsverbote für Frauen — 

Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend (Ju- 
gendarbeitsschutzgesetz) vom 9. August 1960 
(BGBL III 8051-1) — Vierter und Fünfter Ab- 
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schnitt ■ — Beschäftigungsverbote und -Beschrän- 
kungen und sonstige Pflichten des Arbeitgebers 

Bekanntmachung betreffend die Beschäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in An- 
lagen, die zur Herstellung von Zichorie dienen 
vom 25. November 1909 (BGBl. III 8051-2) 

Bekanntmachung betreffend die Beschäftigung ju- 
gendlicher Arbeiter bei der Bearbeitung von 
Faserstoffen, Tierhaaren, Abfällen oder Lumpen 
vom 8. Dezember 1909 (BGBl. III 8051-3) 

Bekanntmachung betreffend die Beschäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in Roh- 
zuckerfabriken, Zuckerraffinerien und Melasse- 
entzuckerungsanstaiten vom 24. November 1911 
(BGBl. III 8051-4) 

Verordnung über die Beschäftigung von Arbeiterin- 
nen und jugendlichen Arbeitern in Ziegeleien und 
verwandten Betrieben (Ziegeleiverordnung) vom 
5. Juni 1937 (BGBl. III 8051-5) 

Verordnung über die Beschäftigung Jugendlicher in 
Tiefdruckereien vom 24. Juni 1958 (BGBL III 

8051- 7) 

Gesetz zum Schutze der erwerbstätigen Mutter 
(Mutterschutzgesetz) vom 24. Januar 1952 (BGBL 
III 8052-1) — Zweiter Abschnitt — Beschäftigungs- 
verbote — i. d. F. des Gesetzes zur Änderung des 
Mutterschutzgesetzes und der Reichsversiche- 
rungsordnung vom 24. August 1965 (BGBL I S. 912) 
u. d. Haushaltssicherungsgesetzes vom 20. Dezem- 
ber 1965 (BGBL I S. 2065) 

Verordnung der Bundesregierung zur Änderung der 
Verordnung über den Mutterschutz für Beamtin- 
nen vom 11. Juh 1966 (BGBL I S. 417) — § 2 
Beschäftigungsverbote — 

Anordnung über die Beschäftigung von Frauen auf 
Fahrzeugen vom 30. Oktober 1940 (BGBL III 

8052- 2) 

Gesetz über die Unterkunft bei Bauten vom 13. De- 
zember 1934 (BGBL III 8053-1) 

Ausführungsverordnung zum Gesetz über die Unter- 
kunft bei Bauten vom 21. Februar 1959 (BGBL III 

8053- 1-1) 

Gesetz über gesundheitsschädliche und feuergefähr- 
liche Arbeitsstoffe vom 25. März 1939 (BGBL III 
8053-2) 

Verordnung über die Verwendung von Methanol in 
Lacken und Anstrichmitteln vom 6. August 1942 
(BGBL III 8053-2-1) 

Verordnung über das Verbot der Verwendung von 
Arsen und arsenhaltigen Stoffen in Reinigungs- 
mitteln vom 30. Januar 1945 (BGBL III 8053-2-2) 

Verordnung über die Kennzeichnung gesundheits- 
schädlicher Lösemittel und lösemittelhaltiger an- 
derer Arbeitsstoffe (Lösemittelverordnung) vom 
26. Februar 1954 (BGBL III 8053-2-3) 

Verordnung über die Verhütung der Selbstentzün- 
dung geschmälzter Faserstoffe (Schmälzmittelver- 
ordnung) vom 3. Dezember 1959 (BGBL III 
8053-2-4) 


Verordnung über ArbeiLsstoffe aus delaborierter 
Munition vom 6. September 1961 (BGBL III 
8053-2-5) 

Gesetz über Sicherheitskinefilme (Sicherheitsfilm- 
gesetz) vom 11. Juni 1957 (BGBL III 8053-3) 

Verordnung über Sicherheitskinefilme (Sicherheits- 
filmordnung) vom 13. Dezember 1958 (BGBL III 
8035-3-1) 

Sechste Verordnung über Ausdehnung der Unfall- 
versicherung auf Berufskrankheiten vom 28. April 
1961 (BGBL III 8231-15) 

Gesetz zur Neuregelung des Rechts der gesetzlichen 
Unfallversicherung (Unfallversicherungs-Neurege- 
lungsgesetz — UVNG) vom 30. April 1963 (BGBL 
III 8231-16) — § 546 und die dort auf geführten 
Paragraphen — 

Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (BGBL III 9513-1) 
— Vierter Abschnitt sowie die §§ 142 und 143 — • 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Aufsicht über 
die Durchführung der Arbeitsschutzvorschriften 
des Seemannsgesetzes vom 28. Dezember 1962 
(Bundesanzeiger Nr. 481) 

Bekanntmachung betreffend die Logis-, Wasch- und 
Baderäume sowie die Aborte für die Schiffsmann- 
schaft auf Kauffahrteischiffen vom 2. Juli 1905 
(BGBL III 9513-7) 


2. Vorschriften der Länder 

Verordnung über Ausnahmen von der Erlaubnis und 
Registrierungspflicht nach § 1 des Gesetzes gegen 
den verbrecherischen und gemeingefährlichen Ge- 
brauch von Sprengstoffen (Ausnahmeverordnung) 

Baden-Württemberg: vom 12. Juni 1954 (BW GBL 
S. 82 und Änd.VOen vom 10. März 1965 u. 
7. November 1966 (BWGBl. S. 75 u. 245) 

Bayern: vom 18. Februar 1954 (Bay.BS I S. 400) 
u. Änd.VOen vom 11. November 1964, vom 
18. Mai 1965, 21. Januar 1966 u. 4. Januar 1967 
(Bay.GVBl. S. 203, S. 90, S. 81 u, 151) 

Berlin: vom 6. Juni 1966 (Bln.GVBl. S. 936) 

Bremen: 

Hamburg: vom 6. Mai 1958 (Hbg.RSammlG 7111-h) 
u. vom 17. September 1963 (Hbg.GVBl. S. 177) 

Hessen: vom 5. November 1954 und 15. November 
1960 (Hess.GVBl. S. 187 und 222) u. Änd.VO 
vom 3. August 1965 (Hess.GVBl. S. 161) 

Niedersachsen: vom 5. Februar 1960 (Nds.GVBl. 
S. 1) 

Nordrhein-Westfalen: vom 23. März 1960 und 
24. Mai 1961 (NW GVBL S. 53 und 222) u. 
Änd.VO vom 31. August 1964 (NW GVBL S. 295) 

Rheinland-Pfalz: vom 1. Juli 1955 (RPf GVBL 
S. 65) u. vom 18. März 1964 u. 23. Juni 1964 
(RPf GVBL S, 63 u. 83) 

Saarland: 

Schleswig-Holstein: vom 1. Juni 1962 (GS Schl.-H. 
7111) 
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Verordnung über Sprengstoff erlaubnisscheine 

Baden-Württemberg: vom 25. April 1956 (BW GBl. 
S. 95) 

Bayern: vom 6. Dezember 1956 u. 9. April 1964 
(Bay.GVBl. S. 411 u. 88) 

Berlin: vom 6. Juni 1966 (Bln.GVBl. S. 929) 
Bremen: vom 14. Januar 1942 (SABremR 7101-g-4) 

Hamburg: vom 31. Juli 1925 (Hbg.RSammlG 
7111-a) 

Hessen: vom 3. Dezember 1956 und 25. November 
1958 (Hess.GVBl. S. 165 und 181) 

Niedersachsen: vom 15. Juli 1924 (Nieders.GVBl. 
Sb. 7111) 

Nordrhein-Westfalen: vom 21. Juni 1961 (NW 
GVBl. S. 243/293) u. And.VO vom 5. März 1965 
(NW GVBl. S. 87) 

Rheinland-Pfalz: vom 14. April 1956 (RPf GVBl. 
S. 51) 

Saarland: vom 23. Oktober 1935 (SaarABl. S. 362) 
i. d. F. vom 14. Februar 1936 (SaarABl. S. 64) 

Schleswig-Holstein: vom 15. Juli 1924 (GS Schl.-H. 
7111) 

Sprengstofflagerverordnung 

Baden-Württemberg: siehe Sprengstoff-Verkehrs- 
ordnung 

Bayern: vom 27. August 1959 u. vom 8. April 1964 
(BayGVBl. S. 220 u. 88) 

Berlin: vom 6. Juni 1966 (Bin. GVBl. S. 931) 

Bremen: vom 17. Mai 1933 (SABremR 7101-g-2) 
u. And.VO vom 20. September 1962 (Brem. 
GBl. S. 209) 

Hamburg: es gelten die Bestimmungen des frühe- 
ren Landes Preußen 

Hessen: vom 4. Februar 1963 (Hess.GVBl. S. 12) 
u. And.VO vom 6. August 1964 (Hess.St.Anz. 
S. 1054) 

Niedersachsen: vom 20. November 1962 (Nds. 
GVBl. S. 224/240) 

Nordrhein-Westfalen: vom 19. Juli 1961 (NW 
GVBl. S. 258) 

Rheinland-Pfalz: vom 26. Februar 1960 (RPf GVBl. 
S. 48) u. And.VO vom 12. Januar 1966 (RPf 
GVBl. S. 49) 

Saarland: vom 22. April 1966 (SaarABl. S. 347) 

Schleswig-Holstein: vom 4. Dezember 1962 (GS 
Schl.-H. 7111) 

Verordnung über den Verkehr mit Sprengstoffen 
(Sprengstoffverkehrsordnung) 

Baden-Württemberg: Ges. vom 15. Dezember 1952, 
vom 15. Mai 1956, VO vom 12. Juni 1956 u. 
And.VO vom 25. Februar 1965 (BWGBl. S. 57, 
98, 85 und 62) 


Bayern: vom 16. Mai 1954 u. vom 8. April 1964 
(Bay.GVBl. S. 392 u. 88) in der Fassung vom 
23. November 1967 (Bay.GVBl. S. 482) 

Berlin: vom 2. Marz 1953, 26. November 1958 und 
6. Juni 1966 (Bln.GVBl. S. 156, 1081 und 61) 

Bremen: vom 22. August 1930 (SaBremR 7101-g-l) 
und vom 24. Juli 1967 (GBl. S. 79) 

Hamburg: vom 16. September 1936 (Hbg.RSammlG 
7111-d) 

Hessen: vom 4. Februar 1963 (Hess.GVBl. S. 5) 

Niedersachsen: vom 26. Oktober 1951 (Nieders. 
GVBl. Sb 7111) 

Nordrhein-Westfalen: vom 6. Juli 1961 (NW 
GVBl. Sb 71 1 1) in der Fassung vom 20. Juni 1967 
(NW GVBl. S. 137) 

Rheinland-Pfalz: vom 4. April 1951 (RPf GVBl. 
S, 81) 

Saarland: vom 8. Oktober 1935 (SaarABl. S. 337, 
berichtigt S. 356) i. d. F. vom 30. Dezember 1950 
(SaarABl. 1951 S. 53) 

Schleswig-Holstein: vom 4. Dezember 1962 (GS 
Schl.-H. 7111) 

Verordnung über die Anzeige/ Vornahme von Spren- 
gungen 

Baden-Württemberg: 

Bayern: vom 18. Februar 1954 u. vom 8. April 
1964 (Bay.GVBl. S. 400 u. 88) 

Berlin: vom 20. Mai 1950 (Bln.GVBl. S. 210, berich- 
tigt S. 222) 

Bremen: 

Hamburg: vom 20. September 1938 (Hbg.RSammlG 
7111-e) 

Hessen: vom 3. Dezember 1956 (Hess.GVBl. 
S. 167) 

Niedersachsen: 

Nordrhein-Westfalen: vom 7. Juli 1960 (Slg. des 
bereinigten Landesrechts 7111) 

Rheinland-Pfalz: vom 14. April 1956 (RPf.GVBl. 
S. 53) 

Saarland: 

Schleswig-Holstein: vom 19. Juni 1967 (GVBl. 
Schl.-H. S. 198) 

Verordnung über den Verkehr mit feuchter Nitrozel- 
lulose vom 21. September 1927 (Hbg.RSammlG 

7111-c) 

Verordnung über den Verkehr mit pyrotechnischen 

Gegenständen mit Technischen Grundsätzen 

Baden-Württemberg: vom 24. Oktober 1956 (BW 
GBl. S. 163) u, And.VO vom 13. April 1966 
(BW GBl. S. 92) 

Bayern: vom 10. Oktober 1956 (Bay.BS I S. 402) 

Berlin: vom 15. November 1961 (Bln.GVBl. S. 1681) 
u. And.VO vom 3. Juli 1965 (Bln.GVBl. S. 841) 
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Bremen: Gesetz vom 4. Dezember 1956 (SaBremR 
7101-g-6) u, Änd. Ges. vom 20. Dezember 1966 
(Brem.Ges.Bl. S. 217) 

Hamburg: vom 2. Oktober 1956 (Hbg.RSammlG 
7111-g) 

Hessen: vom 20. Februar 1953 und 27. November 
1956 (Hess.GVBl. S. 17 und 159/168) 

Niedersachsen: vom 11. Dezember 1952 (Nieders. 
GVBl. Sb. 7111) 

Nordrhein-Westfalen: vom 10. November 1956 
(Slg. des bereinigten NW Landesrechts 7111) 

Rheinland-Pfalz: vom 18. Januar 1957 (RPf.GVBl. 
S. 33) 

Saarland: 

Schleswig-Holstein: vom 6. November 1957 (GS 
Schl.-H. 7111) 

Polizeiverordnung über den Umschlag von Ammo- 
niumnitrat im Hamburger Hafen und die Lagerung 
am Kai 

vom 31. Januar 1950, geändert am 20. Dezember 
1954 (Hbg.GVBl. S. 73 und 155) 

Verordnung über die Lagerung von Ammonium- 
nitrat und von Ammoniumnitrat in Mischungen 
(Ammoniumnitratverordnung) 

Baden-Württemberg: vom 21. Februar 1961 und 
30. Juli 1962 (BWGesBl. S. 15 und 117) u. 
Änd.VO vom 14. April 1965 (BW GBL S. 96) 

Bayern: vom 6. Juni 1959 (Bay.BS I S. 240) 

Berlin: vom 6. Juni 1966 (Bin. GVBl. S. 936) 

Bremen: vom 16. Mai 1926 (SaBremR 2132-d-6) 

Hamburg: vom 20. April 1927 (Hbg.RSamml. 
G 7111-b-) 

Hessen: vom 5. Dezember 1959 und 15. November 
1960 (Hess.GVBl. S. 72 und 223) 

Niedersachsen: Braunschweig: vom 7. Januar 1936 
Br.GuVS. S. 4); Oldenburg: vom 25. Februar 
1936 (Oldbg. GBl. 1935/36 S. 301) 

Nordrhein-Westfalen: vom 24. Juni 1960 (Slg. des 
bereinigten Landesrechts 7111) u. Änd.VO vom 
10. Dezember 1963 (NW GVBL. S. 2124) 

Rheinland-Pfalz: vom 12. August 1964 (RPf GVBl. 
S. 139) 

Saarland: vom 1. Februar 1960 u. Änd.VO vom 
17. Mai 1966 (Saar ABI. S. 61 u. S. 422) 

Schleswig-Holstein: vom 1. Juni 1962 (GS Schl.-H. 
7111) 

Verordnung zur Verhütung von Schäden durch Mu- 
nition und Munitionsschrott 

Baden-Württemberg: 

Bayern: 

Berlin: vom 20. Mai 1950 (VOBl. für Groß-Berlin 
S. 210 und 222) 

Bremen: Gesetz vom 5. Juni 1953 (SaBremR 
2190-a-3) 


Hamburg: vom 26. September 1938 (Hbg.VOBl. 
S. 191) 

Hessen: 

Niedersachsen: vom 12. Januar 1961 in der Fas- 
sung vom 2. Dezember 1966 (Nds. GVBl. S. 262) 

Nordrhein-Westfalen: vom 18. Februar 1963 (NW 
GVBl. S. 115) 

Rheinland-Pfalz: vom 6. März 1954 (RPf.GVBl. 
S. 27) 

Saarland: 

Schleswig-Holstein: vom 13. August 1952 (GS 
Schl.-H. 7111) 

Arbeitsschutz, Berliner Gesetz über die Durchfüh- 
rung des Arbeitsschutzes in der Fassung vom 
16. April 1953 (Bin. GVBl. S. 242) 

Oberpolizeiliche Vorschriften zum Schutz der Arbei- 
ter in chemischen Wäschereien, in denen Benzin- 
und ähnliche leicht entzündliche Reinigungsmittel 
verwendet werden, vom 2. Mai 1909 (BayBS IV 

5. 619) 

Verordnung über die Verwendung von Benzol vom 

6. Mai 1949 (Hess.GVBl. S. 39) 

Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb 
von Dampffässern 

Bayern: vom 24. November 1909 (Bay.BS IV S. 713) 
Berlin: vom 19. Mai 1930 (Bin. ABI. S. 215) 

Hamburg: vom 21. Juli 1920 (Hbg.RSammlG 

8053- d) 

Niedersachsen: vom 2. September 1927 — Braun- 
schweigischer Teil — (Nieders. GVBl. Sb S. 675) 

Rheinland-Pfalz: — früherer Bayerischer Teil: 
siehe Bayern — 

Verordnung des Württembergischen Innenministe- 
riums über Arbeiten in der Nähe von elektrischen 
Starkstromanlagen vom 14. August 1932 (Regie- 
rungsblatt S. 246). Die gleiche für Baden vom 
5. Februar 1934 (BVO Bl. S. 89) 

Oldenburgische Bekanntmachung über den Gesund- 
heitsschutz der Arbeiter, die in Abwrackwerften 
mit dem Zerlegen von Schiffen beschäftigt werden 
vom 1. August 1923 und 12. August 1925 (Old 
GBl. S. 661 und 216) 

Verordnung über die Verwendung und Aufbewah- 
rung von Röntgenfilmen in Betrieben des Gesund- 
heitsdienstes und der Wohlfahrtspflege. 

Hamburg: vom 20. Mai 1932 (Hbg.RSammlG — 

8054- c) 

Bayern: vom 6. Juli 1932 (Bay.BS I S. 345) 

Schleswig-Holstein: vom 20. Oktober 1931 (GS 
Schl.-H. 204) 

Berlin: vom 12. November 1963 (Bin. GVBL S. 1080) 
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Verordnung betreffend Lötarbeiten an Kisten mit 
Zelluloidinhalt vom 29. Juni 1912 (Hbg.RSammlG 
2138-b) 

Verordnung über den Kälteschutz der Angestellten 
in offenen Verkaufsstellen vom 27. Januar 1937 
{Hbg.RSammlG 8054-d) 

Bremen: vom 24. März 1937 (SaBremR 8053-b-l) 

Verordnung zur Bestimmung einer Sammelstelle 
für radioaktive Stoffe 

Baden-Württemberg: vom 14. November 1962 
(BW GBL S. 227) 

Hamburg: Bekanntmachung über die Bestimmung 
einer Sammel stelle für radioaktive Abfälle vom 
11. November 1964 (Amtl. Anzeiger Hbg. 
S. 1205) 

Nordrhein-Westfalen: vom 24. Juli 1963 (NW 
GVBl. S. 258) und vom 23. August 1963 (NW 
MBL S. 1599) 

Schleswig-Holstein: Verordnung zur Bestimmung 
einer Sammelstelle für radioaktive Stoffe vom 
20. Juli 1964 (SH. GVBL S. 131). 

Verordnung über die Einrichtung und den Betrieb 
von Bäckereien und Konditoreien (Bäckereiverord- 
nung) [in Bay.: Landesverordnung über den Ver- 
kehr mit Backwaren und Konditorwaren] 

Baden-Württemberg: vom 14. April 1938 (Württ. 
RegBl. S. 179) und vom 21. Februar 1938 (Bad. 
GVBl. S. 9) 

Bayern: vom 24. Januar 1938 (Bay.BS IV S. 759) 
u. vom 9. April 1964 (Bay. GVBl. S. 88) 

Berlin: vom 28. Oktober 1937 (Preuß.GS S. 110) 
Bremen: vom 11. März 1938 (SaBremR 8053-b-3) 

Hamburg: vom 5. Januar 1938 (Hbg.RSammlG 
8054-C-) 

Hessen: vom 28. Oktober 1937 (Preuß.GS S. 110) 

Niedersachsen: vom 28. Oktober 1937 (Nds.GVBL 
Sb 2125) Braunschweig: vom 17. Mai 1938 (Br. 
GuVS. S. 43) Oldenburg: vom 20. Dezember 
1937 (Old. GBl. Bd. 50 S. 318) 

Nordrhein-Westfalen: vom 28. Oktober 1937 
(Preuß.GS S. 110) 

Rheinland-Pfalz: vom 24. März 1960 (RPf.GVBl. 
S. 81) 

Saarland: vom 28. Oktober 1937 (PreußGS S. HO) 

Schleswig-Holstein: vom 28. Oktober 1937 (GS 
Schl.-H. 7124) 

Verordnung über den Schutz der Bauarbeiter Baden- 
Württemberg — fr. Land Baden — vom 26. März 
1919, 4. November 1919 und 6. Mai 1920 (GVOBl. 
S. 319, 226 und 226); Baden-Württemberg — fr. 
Land Württemberg ■ — vom 10. Mai 1911, 13. Sep- 
tember 1930 und 23. Februar 1953 (RegBl. S. 149 
und 287, GesBl. S. 94); 

Bayern: vom 21. August 1909 (Bay.BS IV S. 616) 
Bremen: vom 16. Februar 1909 (SaBremR 8053-9-1) 
Hamburg: vom 30. Mai 1921 (RSammlG 8054-b) 


Oberpolizeiliche Vorschriften zum Schutze der bei 
Tiefbauten beschäftigten Personen vom 4. Sep- 
tember 1905 (Bay.BS IV S. 611) 

Bremer Verordnung wegen Ausführung der Be- 
kanntmachung des Reichskanzlers vom 2. Juli 1905 
betreffend die Logis-, Wasch- und Baderäume so- 
wie die Aborte für die Schiffsmannschaft auf 
Kauffahrteischiffen (Reichsgesetzblatt S. 563) vom 
9. November 1930 (Sa.BremR 9513-d-l) 


li. Unfallverhütungsvorschriften 

1 . Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

VGB 1 Allgemeine Vorschriften 

VBG 1 a Schutz gegen gefährliche chemische Stoffe 
(Anhang zu VBG 1, §§ 35—47) 

VBG 3 Kohlenstaubanlagen 

VBG 4 Elektrische Anlagen und Betriebsmittel 

VBG 5 Kraftmaschinen 

VBG 6 Triebwerke (Transmissionen) 

VBG 7 a Arbeitsmaschinen (Allgemeines) 

VBG 7 b Arbeitsmaschinen der Bekleidungs- 
industrie 

VBG 7 c Brauereien und Mälzereien 

VBG 7 d Dampfhammerwerke und 

Schmiedepreßwerke 

VBG 7 e Drahtziehmaschinen und Drahtstift- 
maschinen 

VBG 7 f Fallwerke 

VBG 7 g Maschinen, Geräte und Werkzeuge des 
Fleischer-Gewerbes 

VBG 7 h Futterschneider (Häckselmaschinen) 

VBG 7 i Druck 

VBG 7 j Be- und Verarbeitung von Holz und 
ähnlichen Stoffen 

VBG 7 k Arbeitsmaschinen der keramischen 
Industrie 

VBG 7 1 Kollergänge 

VBG 7 ml Lederherstellung und Lederverarbeitung 

VBG 7 m3 Kunstleder-, Wachstuch- und Linoleum- 
herstellung einschließlich Korkmühlen 

VBG 7 m4 Zupfmaschinen und Strangaufdreh- 
maschinen 

VBG 7 n Metallbearbeitung 

VBG 7 n2 Metallbearbeitung; Scheren 

VBG 7 n5.1 Exzenter- und verwandte Pressen 

VBG 7 n5.2 Hydraulische Pressen 

VBG 7 n5.3 Spindelpressen 

VBG 7 n6 Metallbearbeitung; Schleifkörper, Pließt- 
und Polierscheiben; Schleif- und Polier- 
maschinen 
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VBG7 0 

Arbeitsmaschinen der Molkereien, 
Brennereien und Stärkefabriken 

VBG7p 

Arbeitsmasdiinen der Mühlen-Industrie 

VBG7q 

N ahrungsmittel-Industrie 

VBG7r 

Papier- und Pappenherstellung 

VBG7S 

Papier- und Pappeverarbeitung 

VBG7t 

Arbeitsmasdiinen der Steinindustrie 

VBG 7 tl 

Schleifkörper und Schleifmaschinen 

VBG7U 

Arbeitsmaschinen des Tabakgewerbes 

VBG7 V 

Textil-Industrie 

VBG7 w 

Ventilatoren 

VBG7X 

Walzwerke 

VBG7y 

W asdimasdiinen 

VBG 7 z 

Zentrifugen 

VBG 7 aa 

Arbeitsmaschinen der Zuckerindustrie 

VBG 7 ab 

Arbeitsmaschinen der chemischen 
Industrie 

VBG 7 ac 

Kunststoff-Spritzgußmaschinen 

VBG 8 

Hebezeuge 

VBG 8 a 

Winden 

VBG 8 al 

Winden für Wasserfahrzeuge und 
schwimmende Geräte 

VBG 8 c 

Brückenkrane (Laufkrane) 

VBG8d 

Schienen-Laufkatzen 

VBG8f 

Auslegerkrane 

VBG 8 g 

T urmdrehkr ane 

VBG 9 

Aufzüge 

VBG 10 

Stetigförderer 

VBG 11 

Bahnen 

VBG 11 b 

Straßenbahnen 

VBG 1 1 c 

Seilschwebebahnen 

VBG 12 

Fahrzeuge 

VBG 12 a 

Flurförderzeuge (Flurfördergeräte) 

VBG 13 

Ausbesserungswerkstätten und Garagen 
für Kraftfahrzeuge mit Verbrennungs- 
motoren 

VBG 14 

Azetylenanlagen 

VBG 15 

Schweißen, Schneiden und verwandte 
Arbeits verf ahren 

VBG 16 

Verdichter (Kompressoren) 

VBG 17 

Druckbehälter 

VBG 20 

Kälteanlagen 

VBG 21 

Herstellung von Mineralwasser 

VBG 22 

Verwendung von Trockeneis 

VBG 23 

Farbspritzen, -tauchen und Anstrich- 
arbeiten 

VBG 24 

Lacktrockenöfen 

VBG 25 

Generatorgasanlagen 

VBG 26 

40 

Steinkohlen-Kokereien 


VBG 27 

Braunkohlen-Schwelereien 

VBG 28 

Hochöfen und Gichtgasleitungen 

VBG 29 

Thomasstahlwerke 

VBG 30 

Martinstahlwerke 

VBG 31 

Elektrostahlwerke 

VBG 32 

Gießereien (Grauguß, Temperguß, Stahl- 
formguß, Metallguß) 

VBG 33 

Metallhütten und Schwefelsäurefabriken 

VBG 34 

Schiffbau 

VBG 35 

Tankreinigungsarbeiten und Ausbesse- 
rungsarbeiten auf Schiffen mit Öltanks 

VBG 36 

Hochbau 

VBG 36 a 

Gerüste 

VBG 36 b 

Arbeiten an und auf Dächern 

VBG 36 c 

Schornsteinfegen 

VBG 36 d 

Errichten, Ausbessern und Abbrechen 
freistehender Schornsteine 

VBG 36 e 

Abbrucharbeiten 

VBG 37 

Montage von Stahlbauten 

VBG 38 

Tiefbau 

VBG 38 a 

Erd- und Felsarbeiten 

VBG 39 

T aucherarbeiten 

VBG 40 

Bagger 

VBG 41 

Rammen 

VBG 42 

Anlage und Betrieb von Steinbrüchen 
über Tage, Gräbereien und Halden- 
abtragungen 

VBG 43 

Bahnanlagen in Steinbrüchen, 

Gräbereien, Ziegeleien usw. 

VBG 44 

Hohlmachen in Steinbrüchen 

VBG 45 

Arbeiten unter Tage 

VBG 46 

Sprengarbeiten 

VBG 47 

Ofenbetriebe der Industrie der Steine 
und Erden 

VBG 48 

Mörtelwerke 

VBG 49 

Leitungsgrabenarbeiten und Leitungs- 
bauarbeiten 

VBG 50 

Arbeiten an Leitungen 
(Gasrohrleitungen) 

VBG 51 

Öffentliche Beleuchtung 

VBG 52 

Gaswerke 

VBG 53 

Wasserwerke 

VBG 54 

Kanalisationswerke 

VBG 55 a 

Allgemeine Sprengstoffvorschrift 

VBG 55 b 

Herstellung von Schwarzpulver 
(Schwarzpulvervorschrift) 

VBG 55 c 

Herstellung von rauchschwachem Pulver 
(Nitropulvervorschrift) 

VBG 55 d 

Herstellung und Verarbeitung von 
Pikrinsäure (Pikrinsäurevorschrift) 
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VBG 55 e 

VBG 55 f 

VBG 55 g 

VBG 55 h 
VBG 55 i 

VBG 55 j 
VBG 55 k 

VBG 55 1 

VBG 56 

VBG 57 

VBG 57 a 

VBG 58 

VBG 59 

VBG 60 

VBG 61 

VBG 63 
VBG 64 

VBG 65 
VBG 66 
VBG 67 
VBG 68 
VBG 69 
VBG 70 

VBG 72 
VBG 73 


VBG 74 
VBG 75 
VBG 76 
VBG 78 
VBG 79 


Herstellung und Verarbeitung von 
Trinitrotoluol (Trinitrotoluolvorschrift) 

Herstellung von Nitroglyzerin- und 

Nitratsprengstoffen 

(Nitroglyzerinvorschrift) 

Herstellung von Ammonnitral und 

Chloratsprengstoffen 

(Ammon- und Chloratvorsdirift) 

Herstellung von Zündern 
(Zündervorschrift) 

Herstellung von Sprengkapseln und 
Zündhütchen (Sprengkapsel- und Zünd- 
hütchenvorschrift) 

Herstellung von Zündschnüren 

Herstellung pyrotechnischer Gegenstände 
(Feuerwerksvorschrift) 

Herstellen von Patronen unter 20 mm 
(Patronenvorschrift) 

Herstellung von Aluminiumbronze 
(Aluminium in Pulverform) 

Elektrolytische und chemische 
Oberflächenbehandlung von Metallen; 
Galvanotechnik 

Wärmebehandlung von Leichtmetallen 
in Salpeterbädern 

Verwendung von Salpetersäure 
(Nitrose Gase) 

Arbeiten mit Flußsäure 
(Fluorwasserstoff) 

Erzeugung und Verwendung von 
Kohlensäure 

Verdichtete, verflüssigte oder unter 
Druck gelöste Gase 

Zeltmontagen 

Roßhaarspinnereien, Haar- und Borsten- 
Zurichtereien 

Chlorungsanlagen 

Chemischreinigung 

Brauereien und Mälzereien 

Bewachung 

W assersport-Fahrzeughaltungen 

Bühnenbetriebe in Theatern, - 
Varietes und Kabaretts 

Zirkus- und Schaustellungsbetriebe 

Sportvorführungsbetriebe, 

Zoologische Gärten, Musikaufführungs- 
betriebe (selbständige Musikkapellen), 
Ausstellungen und Museen 

Leitern und Tritte 

Stauereibetriebe 

Bahnen (Eisenbahnen) 

Luftfahrzeughaltungen und Flughäfen 

Filmaufnahmebetriebe 


VBG 80 
VBG 81 


VBG 82 
VBG 83 
VBG 84 


VBG 85 

VBG 86 a 
VBG 86 b 

VBG 87 

VBG 88 
VBG 89 

VBG 90 

VBG 91 
VBG 92 
VBG 93 
VBG 94 a 

VBG 95 

VBG 96 
VBG 97 

VBG 98 

VBG 99 

VBG 100 

VBG 101 

VBG 102 
VBG 103 a 

VBG 103 b 
VBG 103 c 


Lichtspieltheater 

Verwendung von Klebstoffen, die mit 
leicht flüchtigen, brennbaren Lösungs- 
mitteln hergestellt sind, und Verwen- 
dung solcher Lösungsmittel 

Anlagen zur Lederentfettung durch 
Benzin 

Kesselanlagen zum Lacksieden, 
Fettsieden und Bereiten von Degras 

Verhütung und Bekämpfung des 
Milzbrandes bei Arbeiten mit trockenen 
und trocken gesalzenen Häuten und 
Fellen 

Schutz gegen Milzbrand-Infektion bei 
der Tierkörperverarbeitung 

Herstellung von Lacken und 
Anstrichmitteln 

Herstellung von Schuhcreme, 
Bohnerwachs und ähnlichen 
Erzeugnissen 

Verwendung gesundheitsschädlicher, 
flüchtiger, nicht brennbarer Lösungs- 
mittel zu Reinigungszwecken 

Handfeuerwaffen 

Montage und Installation elektrischer 
Anlagen 

Dreschereien und damit verbundene 
Nebenbetriebe 

Huf- und Klauenbeschlag 

Zahnärztliche Praxen 

Elektromedizinische Anlagen 

Anwendung von Röntgenstrahlen in 
nichtmedizinischen Betrieben 

Anwendung von Röntgenstrahlen in 
medizinischen (ärztlichen, zahnärztlichen 
und tierärztlichen) Betrieben 

Arbeiten mit Quecksilber 

Arbeiten mit Blei, Arsen und ihren 
Verbindungen 

Verhütung von Bleierkrankungen in den 
Betrieben der keramischen Industrie 

Herstellung elektrischer Akkumulatoren 
aus Blei oder Bleiverbindungen 

Verhütung von Staublungenerkrankun- 
gen (Silikosen) in der feinkeramischen 
Industrie 

Sandsteingewinnung, -bearbeitung und 
-Verarbeitung 

Arbeiten mit Preßluftwerkzeugen 

Behandlung, Pflege und sonstige 
Betreuung von Kranken und Siechen 

Apotheken und Dispensieranstalten 

Friseurhandwerk 
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VBG 104 Vorschriften für Betriebe, in denen 
gesundheitsschädliche Nitro- und 
Amidoverbindungen hergestellt oder 
regelmäßig in größeren Mengen wieder- 
gewonnen werden 

VBG 105 Vorschriften für Betriebe zur Gewinnung 
und Verwendung von Phosphor 

VBG 106 Vorschriften für Betriebe zur Gewinnung 
und Verwendung von Blei und seinen 
Verbindungen 

VBG 107 Vorschriften der Binnenschiffahrts- 
Berufsgenossenschaft 

VBG 109 Erste Hilfe und Verhalten bei Unfällen 

VBG 110 Übergangs- und Ausführungs- 
bestimmungen 

VBG 110 a Zusammenstellung der Allgemeinen Aus- 
nahmen von den Unfallverhütungs- 
vorschriften 

VBG 110 b Zusammenstellung der Allgemeinen 
Ausnahmen von den Sprengstoffvor- 
schriften 

VBG 111 Unfallverhütungsvorschriften über das 
Behandeln von Schrott, der Sprengkör- 
per und sonstige explosionsverdächtige 
Gegenstände enthalten kann 

VBG 112 Silos 

VBG 113 Schutzhelm für Kraftradfahrer 

VBG 114 Medizinische Laboratoriumsarbeiten 

VBG 115 Förderer für Absetzwagenbetrieb 
in der grobkeramischen Industrie 

VBG 116 Silos für Getreide, Getreideerzeugnisse 
und Ölsaaten 

VBG 117 Medizinische Anwendung radioaktiver 
Stoffe 

VBG 118 Verkaufsstellen 

VBG 119 Schutz gegen gesundheitsschädlichen 
Staub bei der Steingewinnung, 
-bearbeitung und -Verarbeitung 

VBG 120 Kassen. 

2. Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 

1 Allgemeine Vorschriften 

2 Gebäude und bauliche Einrichtungen 

3 Gärfutterbehälter, Silos, Einsäuerungsgruben, 
Gärkeller und Erdmieten 

4 Jauchegruben, Güllegruben, Jauchekeller 

5 Biogasanlagen 

6 Eigenbauarbeiten an Gebäuden, Ausschachtun- 
gen, Gräben, Gruben, Abgrabungen, Brunnen 
und dgl, 

7 Bewegliche Leitern, Werkzeuge, landwirtschaft- 
liche Handgeräte und Streustrohschneider 

8 Tierhaltung 


I 9 Allgemeine Bestimmungen über den Unfall- 

schutz an Maschinen und Triebwerken und den 
I Betrieb von Maschinen 

I 10 Kraftmaschinen 

1 1 1 Dreschmaschinen 

12 Binder und Pressen für Stroh und Heu 

13 Häcksler 

14 Gebläse 

15 Zerkleinerungsmaschinen und ähnliche Maschi- 
nen 

16 Kreissägen und sonstige Maschinen zur Zer- 
kleinerung von Holz 

17 Schleifsteine und Schleifkörper 

18 Feuerungsanlagen (Heizungsanlagen), Dampf- 
erzeuger, Dampfgefäße und dgl. 

19 Feldmaschinen, Feldgeräte und dgl. 

20 Erdbaugeräte, Bagger 

21 Einachsschlepper mit Bodenfräsen* und Roll- 
hacken, Rasenmäher und ähnliche Maschinen 
für Kraftantrieb 

22 Druckspritzen mit Druckbehältern, Füllpumpen, 
Druckbehälter (Hydrophore), Weindrucktanks 

23 Fördereinrichtungen 

24 Fahrzeuge 

25 Gleisbahnen und Stallhängebahnen 

26 Schwebebahnen, Seilzüge und Schrägbahnen 

27 Elektrische Anlagen 

28 Steinbrüche und Steinbearbeitung, Sand- und 
Kiesgruben und dgl. 

29 Forstbetriebe und Baumpflanzungen aller Art 
sowie Holzabfuhr 

30 Jagd 

31 Imkereien 

32 Arbeiten an und auf Gewässern 

33 Umgang mit Pflanzenschutz- und Schädlings- 
bekämpfungsmitteln und mit Handelsdünger 

34 Erste Hilfe und Verhalten bei Unfällen 

35 Schlußbestimmungen 

3. Gemeindliche Unfallversicherungsträger 

Allgemeine Vorschriften 
Arbeitsmaschinen (Allgemeines) 

Abbrucharbeiten 

Azetylenanlagen 

Baumfällen, Aufbereiten und Befördern von Holz, 
Pflegen und Abernten von Bäumen sowie Kultur- 
arbeiten 

Chlorungsanlagen 

Dächern, Arbeiten an und auf — 

Elektrische Anlagen und Betriebsmittel 
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Erste Hilfe, Vorkehrungen für — und Verhalten bei 
Unfällen 

Feuerwehren 

Flurförderzeuge 

Gartenanlagen 

Gaswerke 

Holz-, Be- und Verarbeitung von — und ähnlichen 
Stoffen 

Kälteanlagen 

Kassen 

Kraftmaschinen 

Krankenanstalten, Anstalten zur Behandlung, Pflege 
und sonstigen Betreuung von Kranken und Sie- 
chen 

Leitern und Tritte 

Laboratorium, Medizinische Laboratoriumsarbeiten 
Müllabfuhr 

Ortsentwässerung (Kanalisationsanlagen) 
Radioaktive Stoffe, Medizinische Anwendung — 
Schlacht- und Viehhöfe 

Schleifen, Schleifkörper, Fließt- und Polierscheiben. 
Schleif- und Poliermaschinen für Metallbearbei- 
tung 

Schweißen, Schneiden und verwandte Arbeitsver- 
fahren 

Sprengarbeiten 

Steinbearbeitung. Anlage und Betrieb von Stein- 
brüchen über Tage, Gräbereien und Haldenabtra- 
gungen 

Straßenbahnen 

Straßen- und Kleinbahnen 

Straßenreinigung 

Theater 

Triebwerke 

Warmwasser, Sammelheizungen und Warmwasser- 
bereitungsanlagen 

Wasserwerke 

Winden 

4. See-Berufsgenossenschaft 

Unfallverhütungsvorschrift (UVV) Allgemeine Vor- 
schriften 

UVV Fischereifahrzeuge 

UVV für Dampf-, Motor- und Segelschiffe (Kauf- 
fahrteischiffe) 

UVV Taucherarbeiten 


III. Arbeitsschutz-Richtlinien 

1. Richtlinien des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung, des früheren Reichsarbeitsmini- 
sters und der obersten Arbeitsbehörden der Län- 
der 

Richtlinien für die an die Einrichtung der Betriebe 
der Fischindustrie hinsichtlich des Arbeitsschutzes 
zu stellenden Anforderungen vom 29. April 1930 

Richtlinien für die Verwendung nitrierter Filter- 
tücher vom 12. August 1938 (RABL III S. 210) 

Richtlinien für den Bau von Höhenförderern mit 
Verbrennungsmotorenantrieb vom 27. September 
1927 (HMBl. S. 405) 

Richtlinien für den Bau von Dampfbacköfen vom 
14. April 1928 (RABL I S. 166) 

Richtlinien für Heißdampfkühler vom 20. Juni 1934 
(RABL I S. 195) 

Bekanntmachung des BMA über das Verfahren bei 
der Bauartzulassung von Niederdruckdampf- und 
Kleindampfkesseln nach § 14 und der Baumuster- 
prüfung von l,5-atü/130°-C-Kesseln nach § 19 
der Dampfkesselverordnung vom 4. März 1966 
(ArbSch. S. 67) 

Richtlinien für den Bau und die Einrichtung von 
Heizräumen für Zentralheizung- und Warmwas- 
serbereitungsanlagen vom 5. März 1940 (RABL III 
S. 154) 

Richtlinien für Gasrohrleitungen mit geschweißten 
Verbindungen von mehr als 200 mm Durchmesser 
und mehr als 1 kg/cm^ Betriebsüberdruck vom 
27. März 1936 (DIN 2470) 

Richtlinien für die Aufstellung und den Betrieb von 
Niederdruckgasbehältern. Neufassung vom 29. Juli 
1964 (ArbSch. S. 205) 

Dampfkessel, 

Technische Regeln für Dampfkessel (TRD) auf- 
gestellt vom Deutschen Dampfkesselausschuß 
(DDA) veröffentlicht durch den Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung im Bundesarbeits- 
blatt, Fachteil „Arbeitsschutz'' Beiheft zu Heft 9/ 
1965, Bekanntmachung des BMA über Technische 
Regeln für Dampfkessel vom 27. Juli und 7. No- 
vember 1966 (ArbSch. S. 193 u. 286), vom 30. 12. 
1966 (ArbSch. 1967 S. 48), vom 27. April, 28. Au- 
gust und 28. November 1967 (ArbSch. S. 129, 212 
u, 289) 

Sicherheitstechnische Richtlinien für Dampfkessel 
(SR) aufgestellt vom Deutschen Dampfkesselaus- 
schuß (DDA) veröffentlicht durch den Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung im Bundes- 
arbeitsblatt, Fachteil „Arbeitsschutz": Bekannt- 
machung des BMA vom 30. Dezember 1966 
(ArbSch. 1967 S. 48) ~ SR- Vorwärmer, SR-Öl — , 
vom 28. November 1967 (ArbSch. S. 289) — SR- 
Gas, SR-Sicherheitsventile 
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Richtlinien für die Sicherheit bei der Verwendung 
von Propan und Butan in privaten Haushaltungen 
und in Gaststätten jeder Art vom 30. April 1936 
(WMBl. S. 95) 

Richtlinien für die Verwendung von Schleifscheiben 
mit Gummizwischenlagen vom 15. April 1934 
(RABL III S. 77) 

Richtlinien für den Bau und Betrieb von Späneför- 
deranlagen vom 24. Januar 1938 

Sicherheitstechnische Richtlinien für die Errichtung 
und den Betrieb von Bunkern sowie Feuerungen 
für Holzspäne und Holzschleifstaub; Bekannt- 
machung des Bayerischen Staatsministeriums für 
Arbeit und soziale Fürsorge vom 27. Dezember 
1957 (AMBl. S, A 28) 

Richtlinien für die Verhütung von Bränden bei La- 
gerung von Zuckerschnitzeln vom 25. Oktober 
1938 (RdErl. 80/38) 

Richtlinien für die Beförderung von Azetylen- 
entwicklern, die zu technischen Zwecken benutzt 
werden, vom 24. März 1927 (HMBl. S. 404) 

Richtlinien für die Einrichtung und den Betrieb von 
Fabriken zur Herstellung von gelöstem Azetylen 
vom 10. April 1931 und 27. Oktober 1932 (HMBL 
S. 103 u. 255) 

Richtlinien für die Forderungen, die in Fabriken zur 
Herstellung von gelöstem Azetylen an das Rege- 
nerieren der Reinigermasse zu stellen sind, vom 
20. August 1935 (WMBL S. 251) 

Rundschreiben des BMA über „Funkenfreie Werk- 
zeuge in 'explosionsgefährdeten Räumen" vom 
3. Januar 1966 (ArbSch. S. 53) 

Richtlinien zum Schutz der Arbeiter, welche mit 
bleihaltigen Puderfarben beschäftigt werden, vom 
16. Januar 1923 (RABL I S. 18) 

Richtlinien für den Gesundheitsschutz der Arbeiter, 
die in Abwrackwerften mit dem Zerlegen von 
Schiffen beschäftigt werden, vom 26. April 1923 

Richtlinien für die Beschäftigung von Frauen an 
Seifenpressen vom 4. Oktober 1939 (RABL III 
S. 333) 

Richtlinien für den Bau und Betrieb von Absau- 
gungsanlagen beim Trockenschleifen von Magne- 
siumlegierungen vom 27. März 1941 (RABL III 
S. 120) 

Richtlinien für die Aufbewahrung und Lagerung von 
Magnesiumlegierungen vom 9. September 1941 
(RABL III S. 355) 

Richtlinien für die Beschäftigung von Arbeiterinnen 
mit dem Schälen von Holz vom 8. Februar 1939 
und 9. Dezember 1942 (RABL III S. 63 u. 364) 


Richtlinien für Unterkunftsräume der in der häus- 
lichen Gemeinschaft aufgenommenen oder an der 
Arbeitsstätte wohnenden Gehilfen, Lehrlinge, Ver- 
käuferinnen usw. in gewerblichen und Handels- 
betrieben vom 28. Februar 1934 (RABL I S. 255) 

Feuer- und sicherheitspolizeiliche Richtlinien betr. 
Gummimäntelklebereien vom 12. September 1934 
(RABL III S. 35) 

Richtlinien der Deutschen Bundespost mit Genehmi- 
gung des Bundesministeriums für das Post- und 
Fernmeldewesen für das Lagern, Abfüllen und 
Befördern brennbarer Flüssigkeiten in der Nähe 
von Fernmeldeanlagen der Deutschen Bundespost 
vom 31. März 1966 (ArbSch. S. 172) 

Richtlinien des BMA für die Prüfung von Anlagen 
zur Lagerung, Abfüllung und Beförderung brenn- 
barer Flüssigkeiten zu Lande (Prüfrichtlinien) vom 
29. Juni 1966 (ArbSch, S. 212) 

Bekanntmachung des BMA über maximale Arbeits- 
platz-Konzentrationen gesundheitsschädlicher 
Stoffe 1966 (MAK-Werte) vom 31. August 1966 
(ArbSch. S. 229) 

Richtlinien des BMA für den Betrieb von Cyanid- 
härtereien und ähnlichen Betrieben vom 
17. August 1965 (ArbSch. S. 207) 

Richtlinien für den Kälteschutz der Angestellten in 
offenen Verkaufsstellen vom 27. November 1936 
(RABL III S. 299) 

Richtlinien über Verkaufsstände vor Ladengeschäf- 
ten und in Passagen vom 27, Oktober 1964 (Arb- 
Sch. S. 361) 

Richtlinien für Aufenthalts-, Speise- und Wasch- 
räume, Kleiderablagen und Aborte vom 10. Okto- 
ber 1938 (RABL III S. 241) 

Richtlinien für die Regelung der Arbeitsbedingungen 
(ohne Löhne) von Hausgehilfen im Bundesgebiet 
vom 22, Mai 1952 (BABl. S. 289) — § 2 — 

Grundsätze für Arbeitsschutzanforderungen beim 
Bauen im Winter vom 31. Oktober 1960 (ArbSch, 
S. 253) 

Richtlinien für arbeitsmedizinische Untersuchungen 
über chronische Bronchitis und chronisches Lun- 
genemphysem vom 19. November 1964 (ArbSch. 
S. 361) 

Richtlinien des BMA zur werksärztlichen Betreuung 
der Arbeitnehmer und zur Einrichtung werksärzt- 
licher Dienste in den Betrieben und Unternehmen 
vom 10. Juni 1966 (Bundesanz. Nr. 110) 

Richtlinien der Niedersächsischen MdL und SozM 
über den Einsatz der Feuerwehren an strahlen- 
gefährdeten Brand,- Unfall- und sonstigen Scha- 
densfällen vom 17. Januar 1966 (Nds.MBL S. 87) 
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2. Richtlinien der Unfallversicherungsträger 

a) Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

Anschlagmittel für Hebezeuge, Richtlinien für Rund- 
stahlketten, Seile und Lastaufnehmemittel im 
Hebezeugbetrieb 

Aluminiumbronze, Richtlinien für die Durchführung 
der Unfallverhütungsvorschriften für die Herstel- 
lung von Aluminiumbronze (Aluminium in Pulver- 
form) 

Aluminiumgrieß, Richtlinien für die Errichtung und 
den Betrieb von Spritzanlagen zur Herstellung 
von Aluminiumgrieß im Trockenverfahren 

Asbest-Staub, Richtlinien für die Bekämpfung der 
Staubgefahr, in Asbest verarbeitenden Betrieben 

Aufzüge, Richtlinien der gewerblichen Berufsgenos- 
senschaften für nicht der Aufzugsordnung unter- 
liegende Aufzüge 

Ausstellung und Messen. Richtlinien für die unfall- 
technische Überwachung von Ausstellungen und 
Messen 

Backöfen, Richtlinien für Ölfeuerungen an Backöfen 

Bäckereien, Richtlinien für die Verhütung von Un- 
fällen und Berufskrankheiten in Küchen, Bäcke- 
reien von Anstalten u. dgl. 

Betriebsgefahren, Richtlinien zur Verhütung von 
Unfällen und Berufskrankheiten durch häufig vor- 
kommende Betriebsgefahren 

Bolzensetzwerkzeuge, Sicherheitstechnische Richt- 
linien für Bolzensetzwerkzeuge und ihre Anwen- 
dung 

Chemische Labors. Richtlinien für chemische Labo- 
ratorien 

Cyanidhärtereien, Richtlinien für den Betrieb von 

Cyanidhärtereien 

Derrick-Krane. Richtlinien für die Unfallverhütung 
beim Bau und Betrieb von Derrick-Kranen in 
Steinbrüchen 

Drudeminderer. Richtlinien und technische Grund- 
sätze für die sicherheitstechnische Gestaltung und 
Prüfung von Druckminderern 

Elektrische Anlagen. Richtlinien für elektrische An- 
lagen in explosionsgefährdeten Betriebsstätten 
(Anwendung der VDE 0165) mit Beispielsammlung 

Elektrische Anlagen, Richtlinien für elektrische An- 
lagen in explosivstoffgefährdeten Betriebsstätten 
(Anwendung der VDE 0166) 


Elektrolytisches Polieren. Richtlinien für Arbeiten 
mit überchlorsäurehaltigen galvanischen Bädern 
(Elektrolytisches Polieren) 

Elektrostatik. Richtlinien zur Verhütung von Gefah- 
ren durch elektrostatische Aufladungen 

Elektrostatik. Richtlinien für elektrostatisches Lak- 
kieren und Tropfenabziehen 

Flüssiggas-Lager. Richtlinien für die Lagerung von 
Flüssiggas jn ortsfesten Behältern (Flüssiggas- 
Lagerbehälter-Richtlinien) 

Gabelstapler. Richtlinien für das Befördern feuer- 
flüssiger Massen mit Gabelstaplern 

Generator-Fahrzeuge. Sicherheitstechnische Richt- 
linien für Generator-Fahrzeuge 

Hebebühnen. Richtlinien für Hebebühnen und Hub- 
stapler 

Hochdruckgas-Fahrzeuge. Sicherheitstechnische 

Richtlinien für Hochdruckgas-Kraftfahrzeuge 

Holzbearbeitung. Sicherheitstechnische Richtlinien 
für Holzbearbeitungsmaschinen 

Holzbearbeitung. Richtlinien für die sicherheitstech- 
nische Gestaltung und Prüfung von Holzbearbei- 
tungsmaschinen-Werkzeugen 

Kammersprengungen. Richtlinien für die Verhütung 
von Unfällen bei Kammersprengungen 

Kopfschutz. Richtlinien für die Gestaltung und Prü- 
fung von Kopfschutzmitteln 

Kraftfahrzeuge für Flüssiggas. Sicherheitstechnische 
Richtlinien für Flüssiggas-Kraftfahrzeuge 

Prüfung von Kranen. Richtlinien für die Prüfung 
von Kranen, Richtlinien für die Prüfung von Turm- 
drehkranen 

Krankenanstalten, Richtlinien für die Verhütung 
von Unfällen und Berufskrankheiten bei der In- 
standhaltung und Reinigung von Wäsche und 
Bekleidung in Krankenanstalten 

Lastaufnahmemittel. Richtlinien für Lastaufnahme- 
mittel bei der Gewinnung von Werkstein 

Leichttauchgeräte. Richtlinien für den Einsatz von 
Leichttauchgeräten 

Metallglänzen. Richtlinien für das Glänzen von 
Metallen in Bädern 

Organische Wärmeträger. Richtlinien für Anlagen, 
in denen organische Flüssigkeiten oder deren 
Dämpfe erhitzt und als Wärmeträger verwendet 
werden 

Preßwasserrohrleitungen. Richtlinien für den Bau 
und Betrieb von Preßwasserrohrleitungen 
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Pressenschutz. Richtlinien elektro-optische Schutz- 
einrichtungen an Pressen 

Radioaktive Stoffe. Richtlinien zum Schutze gegen 
ionisierende Strahlen bei Verwendung und Lage- 
rung offener radioaktiver Stoffe 

Radioaktive Stoffe. Umschlossene radioaktive Stoffe 
(mit Ausnahme der medizinischen Anwendung) 

Rampen. Richtlinien für die unfallsichere Gestaltung 
von Rampen und geneigten Laufstegen 

Sauerstoff-Richtlinien. Richtlinien für die Gewin- 
nung und Verwendung von Sauerstoff 

Schieifkörper. Richtlinien für die Behandlung mine- 
ralisch gebundener Großschleifkörper 

Schrottwickler. Richtlinien für Schutzmaßnahmen an 
Schrottwicklern (Schrotthaspeln) 

Sicherheitsfilm. Richtlinien für die Herstellung, Ver- 
arbeitung und Lagerung von Sicherheitsfilm (Si- 
cherheitsfilm-Richtlinien) 

Sicherheitsgurt. Richtlinien für Sicherheitsgurte und 
Sicherheitsseile 

Richtlinien für Sicherheitsgeschirre 

Sicherheitsschuhe. Richtlinien für die Ausrüstung 
von Sicherheitsschuhen und die Prüfung von 
Schutzkappen (Sicherheitsschuh-Richtlinien) 

Silikose. Richtlinien für die Bekämpfung der Silikose 
in der Eisen- und Metallindustrie 

Silikose. Richtlinien über den Schutz gegen gesund- 
heitsgefährlichen Staub zur Abwehr von Lungen- 
erkrankungen in der keramischen und Glasindu- 
strie 

Sprengstoffe. Richtlinien für das Entladen militäri- 
scher Sprengstoffe 

Staubgefahr. Richtlinien über den Schutz gegen ge- 
sundheitsgefährlichen Staub zur Abwehr von Lun- 
generkrankungen in der Industrie der Steine und 
Erden 

Tankwagen- Ausbesserung. Richtlinien für das Aus- 
bessern und Reinigen von Tankwagen (Eisenbahn- 
Kesselwagen und Straßentankwagen) 

b) Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 

Blitzunfälle. Richtlinien zur Verhütung von Blitz- 
unfällen in der Landwirtschaft- — Ausgabe 1958 — 

Dreschmaschinen. Richtlinien über den Schutz vor 
den Arbeitsstellen der Dreschmaschinen und der 
Selbsteinlegevorrichtungen — Ausgabe 1958 — ■ 

Gebläse. Richtlinien für den Unfallschutz an Geblä- 
sen — Ausgabe 1958 — 

Sichelmäher. Richtlinien über Sichelmäher 


c) Gemeindliche Unfallversicherungsträger 

Badeanstalten. Richtlinien über Badeanstalten — 
Ausgabe 1954 • — ■ 

Bohrlochsprengung. Richtlinien für das Sprengen 
mit Pulversprengstoffen in kurzen Bohrlöchern — 
Ausgabe 1956 — 

Erdarbeiten. Richtlinien — Erdarbeiten, Herstellung 
von Leitungsgräben, Verlegen von Leitungen in 
der Erde — Ausgabe 1954 — 

Fahrzeuge. Richtlinien betr. Fahrzeuge — Ausgabe 
1949 — 

Fleischereigewerbe. Richtlinien über Arbeitsmaschi- 
nen im Fleischereigewerbe — Ausgabe 1951 — 

Friedhöfe. Richtlinien Friedhöfe — Ausgabe 1952 — 

Gartenanlagen. Richtlinien — Gartenanlagen — 
Ausgabe 1952 — 

Kraftfahrzeug-Werkstätten. Richtlinien Ausbesse- 
rungswerkstätten und Garagen für Kraftfahrzeuge 
mit Verbrennungsmotoren — Ausgabe 1949 — 

Krematorien. Richtlinien Krematorien — Ausgabe 
1953 — 

Leitern. Richtlinien Leitern — Ausgabe 1953 — 

Masten. Richtlinien Setzen und Umlegen von 
Masten - — Ausgabe 1950 — 

Metallbearbeitung. Richtlinien über Arbeitsmaschi- 
nen bei Metallbearbeitung — Ausgabe 1950 - — 

Reinigungsarbeiten. Richtlinien Reinigungsarbeiten 
in Gebäuden — Ausgabe 1953 — 

Sprengstoff. Richtlinien Schießen mit Böllern und 
ähnlichen Geräten — Ausgabe 1951 — 

Straßenarbeiten. Richtlinien Teer- und Asphaitar- 
beiten — Ausgabe 1953 — 

d) See-Berufsgenossenschaft 

Kälteanlagen. 

Richtlinien betr. die Einrichtung und den Beti.ieb 
von Kälteanlagen auf Seeschiffen 

Pulverkammern. 

Richtlinien für den Bau und die Einrichtung von 
Pulverkammern (Sprengstoffkammern) auf See- 
schiffen 

Rettungswesten. 

Richtlinien über Rettungswesten (Schwimmwesten, 
Rettungsgürtel), Rettungsringe und Sicherheits- 
gurte 

Tankschiffe. 

Richtlinien für Tankschiffe 
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E. Internationale Zusammenarbeit 


I. Internationale Arbeitsorganisation 

Die Arbeiten über die höchstzulässige Traglast für einen Arbeitneh- 
mer konnten von der Internationalen Arbeitskonferenz auf ihrer 
51. Tagung (Juni 1967) durch Annahme eines Übereinkommens und 
einer ergänzenden Empfehlung abgeschlossen werden. Außerdem 
fand im November 1967 in Genf eine Fachtagung der Leiter der 
obersten Arbeitsschutzdienststellen aus 25 Mitgliedstaaten statt, die 
sich mit dem Einfluß des technischen Fortschritts auf den Aufbau und 
die Entwicklung der Arbeitsaufsicht beschäftigte. 

II. Sozialausschuß des Europarats 

Der Unterausschuß für Betriebssicherheit und Gewerbehygiene (Tech- 
nische Fragen) des Sozialausschusses des Europarats verabschiedete 
eine Empfehlung über „Maßnahmen zum Schutz von Personen gegen 
Absturz bei Bauarbeiten". 
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Tabellenteil 

Tabelle Seite 

1 Zahl der Versicherten nach Gruppen von Versicherungsträgern 50 

2 Zahl der Vollarbeiter nach Gruppen von Versicherungsträgern 51 

3 Angezeigte Arbeitsunfälle nach Arten von Versicherungsträgern und 

Schadensarten 52 

4 Angezeigte Arbeitsunfälle nach Arten von Versicherungsträgern je 

1000 Vollarbeiter 53 

5 Angezeigte Arbeitsunfälle nach Arten von Versiehe rungs trägem und 

Schadensarten je 1000 Vollarbeiter 54 

6 Angezeigte Arbeitsunfälle im engeren Sinne nach Gruppen von ge- 

werblichen Berufsgenossenschaften je 1000 Vollarbeiter 55 

7 Erstmals entschädigte Arbeitsanfälle nach Arten von Versicherungs- 
trägern und Schadensarten 56 

8 Erstmals entschädigte Arbeitsanfälle nach Arten von Versicherungs- 
trägern je 1000 Vollarbeiter 57 

9 Erstmals entschädigte tödliche Arbeitsanfälle nach Arten von Ver- 
sicherungsträgern und Schadensarten 58 

10 Erstmals entschädigte Arbeitsanfälle nach ihren Folgen und nach 

Arten von Versicherungsträgern 59 

11 Angezeigte und erstmals entschädigte Berufskrankheiten nach Arten 

von Versicherungsträgern 60 

12 Die Ausgaben der gesetzlichen Unfallversicherung nach Ausgabearten 62 

13 Bestand der laufenden Renten an Verletzte und Erkrankte nach Arten 

von Versicherungsträgern 63 

14 Bestand der laufenden Renten an Hinterbliebene nach Arten von Ver- 
sicherungsträgern 63 

15 Bestand der laufenden Renten an Hinterbliebene am 31. Dezember 1967 

nach Rentenarten 64 


49 



Drucksache VI/ 183 


Deutscher Bundestag — • 6. Wahlperiode 


Tabelle 1 


Zahl der Versicherten nach Gruppen von Versicherungsträgern 

in den Jahren 1962 bis 1967 
in 1000 


Gruppen der Versicherungsträger 

1967 

1966 

1965 

1964 

1963 

1962 

Ver- 
änderung 
von 1966 
auf 1967 

V. H. 

L Bergbau 

381,0 

442,0 

481,0 

502,0 

522,0 

551,0 

“ 13ß 

II. Steine und Erden 

549,0 

606,0 

630,0 

634,0 

621,0 

629,0 

- 9,4 

III. Gas und Wasser 

99,0 

97,0 

95,0 

90,0 

75,0 

73,0 

+ 2,1 

IV. Eisen und Metall 

3 325,0 

3 566,0 

3 595,0 

3 510,0 

3 290,0 

3 253,0 

- 6,8 

V. Elektrotechnik, Feinmecha- 








^ nik und Optik 

1 699,0 

1 621,0 

1 688,0 

1 620,0 

1 611,0 

1 605,0 

+ 4,8 

VL Chemie 

792,0 

827,0 

826,0 

802,0 

772,0 

766,0 

- 4,2 

VII. Holz und Schnitzstoffe .... 

535,0 

552,0 

566,0 

561,0 

582,0 

580,0 

- 3,1 

VIII. Papier und Druck 

659,0 

688,0 

669,0 

664,0 

661,0 

653,0 

~ 4,2 

IX. Textil und Leder 

1 303,0 

1 423,0 

1 473,0 

1 478,0 

1 751,0 

1 815,0 

- 8,4 

X. Nahrungs- und Genußmittel 

1 544,0 

1 535,0 

1 521,0 

1 359,0 

1 426,0 

1 422,0 

+ 0,6 

XI. Bau 

2 343,0 

2 622,0 

2 547,0 

2 574,0 

2 351,0 

2 308,0 

- 10,6 

XII, Handel, Geld und Versiche- 
rungswesen; Dienstleistun- 
gen (ohne öffentliche Dienst- 








leistungen) 

4 380,0 

4 375,0 

4 060,0 

4 027,0 

3 634,0 

3 534,0 

+ 0,1 

XIIL Verkehr 

600,0 

592,0 

599,0 

587,0 

550,0 

566,0 

+ lA 

XIV, Gesundheitsdienst 

858,0 

829,0 

809,0 

789,0 

771,0 

747,0 

+ 3,5 

Zusammen 








(Positionen I bis XIV) ^) 


• 






XV. Landwirtschaft 

4 080,0 

4 178,0 

4 280,0 

4 524,0 

4 685,0 

4 715,0 

- 2,3 

XVI. Eigenunfallversicherung , . 

8 615,0 

8 540,0 

8 786,5 

8 891,0 

8 998,6 

8 166,0 

+ 0,9 

Insgesamt 








(Positionen I bis XVI) ^) 

• 



• 

• 

• 



Wegen Doppelzählungen können keine Summen gebildet werden. 

2) Vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung geschätzte Zahlen 
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Tabelle 2 


Zahl der Vollarbeiter nach Gruppen von Versicherungsträgern 

in den Jahren 1962 bis 1967 
in 1000 


Gruppen der Versicherungsträger 

1967 ' 

1966 

1965 

1964 

1963 

1962 

Ver- 
änderung 
von 1966 
auf 1967 
V. H. 

I. Bergbau 

330,0 

394,0 

439,0 

467,0 

491,0 

518,0 

— 16,2 

11 . Steine und Erden 

501,0 

554,0 

564,0 

560,0 

448,0 

461,0 

— 9,6 

III. Gas und Wasser 

82,0 

81,0 

81,0 

90,0 

75,0 

73,0 

+ 1,2 

IV. Eisen und Metall 

3 164,0 

3 416,0 

3 486,0 

3 444,0 

3 227,0 

3 179,0 

- 7,4 

V. Elektrotechnik, Feinmecha- 








nik und Optik 

1 527,0 

1 621,0 

1 668,0 

1 620,0 

1 611,0 

1 605,0 

- 5,8 

VI. Chemie 

790,0 

826,0 

825,0 

800,0 

771,0 

764,0 

- 4,4 

VII. Holz und Schnitzstoffe .... 

426,0 

441,0 

459,0 

454,0 

474,0 

489,0 

~ 3,4 

VIII. Papier und Druck 

549,0 

561,0 

544,0 

549,0 

526,0 

521,0 

- 2,1 

IX. Textil und Leder 

1 303,0 

1 423,0 

1 532,0 

1 538,0 

1 692,0 

1 744,0 

- 8,4 

X. Nahrungs- und Genußmittel 

1 541,0 

1 532,0 

1 521,0 

1 356,0 

1 420,0 

1 417,0 

+ 0,6 

XI. Bau 

2 050,0 

2 310,0 

2 242,0 

2 263,0 

2 066,0 

2 119,0 

~ 11,3 

XII. Handel, Geld und Versiche- 
rungswesen; Dienstleistun- 
gen (ohne öffentliche Dienst- 








leistungen) 

4 380,0 

4 375,0 

4 060,0 

4 027,0 

3 634,0 

3 534,0 

+ 0,1 

XIII. Verkehr 

542,0 

536,0 

533,0 

530,0 

510,0 

512,0 

+ 1,1 

XIV. Gesundheitsdienst 

858,0 

829,0 

808,0 

789,0 

771,0 

747,0 

+ 3,5 

Zusammen 








(Positionen I bis XIV) 

18 043,0 

18 899,0 

18 762,0 

18 487,0 

17 716,0 

17 683,0 

- 4,5 

XV. Landwirtschaft 

3 063,0 

3 136,0 

3 210,0 

3 306,0 

3 516,0 

3 534,0 

- 2,3 

XVI. Eigenunfallversicherung . . 

3 023,0 

2 990,0 

2 979,0 

3 065,4 

3 112,5 

3 223,0 

+ 1,1 

Insgesamt 








(Positionen I bis XVI) 

24 129,0 

25 025,0 

24 951,0 

24 858,4 

24 344,5 

24 440,0 

- 3,6 


1) Bei den Vollarbeitern handelt es sich um rechnerische Werte, die sich daraus ergeben, daß mit Hilfe der Zahl der 
Arbeitsstunden oder der Versicherten eine Zahl von Vollbeschäftigten, d. h. von Personen errechnet wird, die 
das ganze Jahr hindurch eine versicherte Tätigkeit ausüben. 
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Tabelle 3 


Angezeigte Arbeitsunfälle nach Arten von 
Versicherungs trägem und Schadensarten 

in den Jahren 1962 bis 1967 


Arten der Versicherungsträger 
Schadensarten 

1967 

1966 

1965 

1964 

1963 

1962 

Ver- 
änderung 
von 1966 
auf 1967 

V. H. 

Gewerbliche 

Berufsgenossenschaften 

Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

1 754 158 

2 114 157 

2 223 316 

2 257 078 

2 175 774 

2 279 147 

- 17,0 

Wegeunfälle 

172 887 

203 296 

217 141 

226 722 

245 807 

231 410 

- 15,0 

Berufskrankheiten 

23 657 

24 010 

25 606 

25 898 

25 841 

27 185 

- 1,5 

zusammen . . . 

1 950 702 

2 341 463 

2 466 063 

2 509 698 

2 441 422 

2 537 742 

“ 16,7 

Landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaften 

Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

253 259 

250 539 

249 777 

256 397 

256 881 

262 969 

+ u 

Wegeunfälle 

2 669 

2 509 

2 550 

3 009 

2 306 

2 533 

+ 6,4 

Berufskrankheitenr 

862 

612 

487 

749 

728 

759 

+ 40,8 

zusammen . , 

256 790 

253 660 

252 814 

260 155 

259 915 

266 261 

+ 1,2 

Eigenunfallversicherung 








Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

174 047 

177 603 

182 270 

181 487 

185 889 

180 299 

- 2,0 

Wegeunfälle 

33 956 

34 137 

35 606 

38 240 

40 051 

37 265 

- 0,5 

Berufskrankheiten 

1 761 

1 439 

1 374 

1 395 

1 378 

1 317 

+ 22,4 

zusammen . . 

209 764 

213 179 

219 250 

221 122 

227 318 

218 881 

- i,6 

Versicherungsträger insgesamt 
Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

2 181 464 

2 542 299 

2 655 363 

2 694 962 

2 618 544 

2 722 415 

- 14,2 

Wegeunfälle 

209 512 

239 942 

255 297 

267 971 

288 164 

271 208 

- 12,7 

Berufskrankheiten 

26 280 

26 061 

27 467 

28 042 

27 947 

29 261 

+ 0,8 

zusammen . . 

2 417 256 

2 808 302 

2 938 127 

2 990 975 

2 934 655 

3 022 884 * 

- 13,9 
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Tabelle 4 


Angezeigte Arbeitsunfälle nach Arten von Versicherungsträgern 

je 1000 Vollarbeiter 
in den Jahren 1962 bis 1967 


Versicherungsträger 

1967 

1966 

1965 

1964 

1963 

1962 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften .... 
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 
Gemeindeunfallversicherungsverbände 

Ausführungsbehörden 

108,1 123,9 131,5 135,8 138,2 143,5 

83.8 80,9 78,8 78,7 73,9 75,3 

55,0 54,4 54,5 52,2 50,2 42,3 

81.8 86,2 90,3 91,0 94,0 94,0 

Alle Versicherungsträger 

100,2 112,2 117,7 120,3 120,6 123,7 


Einschließlich Wegeunfälle und Berufskrankheiten 

“) Bei den Vollarbeitern handelt es sich um rechnerische Werte, die sich daraus ergeben, daß mit Hilfe der Zahl der 
Arbeitsstunden oder der Versicherten eine Zahl von Vollbeschäftigten, d. h. von Personen errechnet wird, die 
das ganze Jahr hindurch eine versicherte Tätigkeit ausüben. 
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Tabelle 5 

Angezeigte Arbeitsunfälle 

nach Arten von Versicherungsträgern und Schadensarten 

je 1000 Vollarbeiter 
in den Jahren 1962 bis 1967 


Arten der Versicherungsträger 
Schadensarten 

1967 

1966 

1965 

1964 

1963 

1962 

Ver- 
änderung 
von 1966 
auf 1967 

V. H. 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 








Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

97,2 

111,9 

118,5 

122,1 

122,8 

128,9 

- 13,3 

Wegeunfälle 

9,6 

10,6 

11,6 

12,3 

13,9 

13,1 

“ 9,4 

Berufskrankheiten 

1,3 

1,3 

1,4 

1,4 

1,5 

1,5 


zusammen . . . 

108,1 

123,9 

131,5 

135,8 

138,2 

143,5 

I 

CO 

Landwirtschaftliche Berufs- 








genossenschaften 








Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

82,7 

79,9 

77,8 

77,6 

73,1 

74,4 

+ 3,5 

Wegeunfälle 

0,9 

0,8 

0,8 

0,9 

0,7 

0,7 

+ 12,5 

Berufskrankheiten 

0,3 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

+ 50,0 

zusammen . . . 

83,8 

80,9 

78,8 

78,7 

73,9 

75,3 

+ 3,6 

Eigenunfallversicherung 








Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

57,6 

59,4 

61,2 

59,2 

59,7 

55,9 

- 3,0 

Wegeunfälle 

11,2 

11,4 

12,0 

12,5 

12,9 

11,6 

- 1,8 

Berufskrankheiten 

0,6 

0,5 

0,5 

0,5 

0,4 

0,4 

- 20,0 

zusammen . . . 

69,4 

71,3 

73,6 

72,1 

73,0 

67,9 

- 2,7 

Versicherungsträger insgesamt 








Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

90,4 

101,6 

106,4 

108,4 

107,6 

111,4 

- 11,0 

Wegeunfälle 

8,7 

9,6 

10,2 

10,8 

11,8 

11,1 

“ 9,4 

Berufskrankheiten 

1,1 

1,0 

1,1 

1,1 

1,2 

1,2 

+ 10,0 

zusammen . . . 

100,2 

112,2 

117,7 

120,3 

120,6 

123,7 

- 10,7 


9 Bei den Vollarbeitern handelt es sich um rechnerische Werte, die sich daraus ergeben, daß mit Hilfe der Zahl der 
Arbeitsstunden oder der Versicherten eine Zahl von Vollbeschäftigten, d. h. von Personen errechnet wird, die 
das ganze Jahr hindurch eine versicherte Tätigkeit ausüben. 
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Tabelle 6 


Angezeigte Arbeitsunfälle im engeren Sinne 
nach Gruppen von gewerblichen Berufsgenossenschaften 

je 1000 Vollarbeiter 
in den Jahren 1962 bis 1967 


Gruppen 

der gewerblichen Berufsgenossenschaften 

1967 

1966 

1965 

1964 

1963 

1962 

1. Bergbau 

182,2 

223,5 

250,3 

250,2 

254,0 

255,1 

2. Steine und Erden 

153,3 

170,2 

169,3 

173,9 

211,8 

219,6 

3. Gas und Wasser 

66,4 

69,4 

73,6 

72,3 

84,4 

83,4 

4. Eisen und Metall 

141,5 

168,1 

177,7 

176,7 

185,5 

201,8 

5. Elektrotechnik, Feinmechanik und 







Optik 

59,8 

71,4 

77,3 

80,7 

88,0 

90,3 

6. Chemie 

84,7 

99,9 

104,8 

106,7 

99,6 

104,0 

7. Holz und Schnitzstoffe 

167,5 

187,2 

182,6 

184,1 

169,1 

178,7 

8. Papier und Druck 

75,3 

82,8 

84,9 

82,7 

87,3 

87,2 

9. Textil und Leder 

44,0 

70,8 

67,8 

66,5 

60,3 

60,2 

10. Nahrungs- und Genußmittel 

94,8 

101,6 

98,7 

110,2 

103,9 

112,2 

11. Bau 

190,9 

198,2 

214,0 

221,5 

209,3 

214,7 

12. Handel, Geld- und Versicherungswe- 
sen; Dienstleistungen (ohne öffentliche 







Dienstleistungen) 

50,6 

53,5 

57,5 

57,8 

63,7 

66,2 

13. Verkehr 

100,5 

109,8 

112,6 

137,5 

142,6 

139,9 

14. Gesundheitsdienst 

26,0 

24,5 

24,7 

27,0 

26,7 

24,6 

insgesamt , . . 

97,2 

111,9 

118,5 

122,1 

122,8 

128,9 


Bei den Vollarbeitern handelt es sich um rechnerische Werte, die sich daraus ergeben, daß mit Hilfe der Zahl der 
Arbeitsstunden oder der Versicherten eine Zahl von Vollbeschäftigten, d. h. von Personen errechnet wird, die 
das ganze Jahr hindurch eine versicherte Tätigkeit ausüben. 
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Tabelle 7 


Erstmals entschädigte Arbeitsunfälle 
nach Arten von Versidierungsträgern und Schadensarten 

in den Jahren 1962 bis 1967 


Arten der Versicherungs träger 
Schadensarten 

1967 

1966 

1965 

1964 

1963 

1962 

Ver- 
änderung 
von 1966 
auf 1967 

V. H. 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 








Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

53 410 

56 215 

56 880 

54 649 

56 551 

61 965 

- 5,0 

Wegeunfälle 

13416 

14 904 

14 416 

14 752 

15 768 

16 249 

- 10,0 

Berufskrankheiten 

5 207 

5 624 

5 924 

5 804 

6 283 

6 887 

- 7,4 

zusammen . . . 

72 033 

76 743 

77 220 

75 205 

78 602 

85 101 

- 6,1 

Landwirtschaftliche Berufs- 
genossenschaften 

Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

22 710 

25 259 

26 309 

27 186 

29 950 

32 222 

- 10,1 

Wegeunfälle 

281 

337 

308 

277 

308 

298 

- 16,6 

Berufskrankheiten 

122 

128 

129 

141 

146 

171 

- 4,7 

zusammen . . . 

23 113 

25 724 

26 746 

27 604 

30 404 

32 691 

- 10,1 

Eigenunfallversicherung 








Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

4 957 

5 276 

5 706 

5 510 

5 82? 

5 507 i 

“ 6,0 

Wegeunfälle 

2 249 

2 544 

2 362 

2 421 

2 931 

2 656 

- 11,6 

Berufskrankheiten 

507 

400 

411 

339 

350 

402 

+ 26,8 

zusammen . . . 

7 713 

8 220 

8 479 

8 270 

9 108 

8 550 

- 6,2 

Versicherungsträger insgesamt 








Arbeitsunfälle im engeren Sinne : 

81 077 

86 750 

88 895 

87 345 

92 328 

99 694 

- 6,5 

Wegeunfälle 

15 946 

17 785 

17 086 

17 450 

19 00? 

19 203 

- 10,3 

Berufskrankheiten 

5 836 

6 152 

6 464 

6 284 

6 779 

7 445 

- 5,1 

zusammen . . . 

102 859 

1 10 687 

112 445 

111 079 

118 114 

126 342 

- 7,1 
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Tabelle 8 


Erstmals entschädigte Arbeitsunfälle nach Arten von Versicherungsträgern 

je 1000 Vollarbeiter 
in den Jahren 1962 bis 1967 


V ersicherungsträger 

1967 

1966 

1965 

1964 

1963 

1962 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

4,0 

4,1 

4,1 

4,1 

4,5 

4,8 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 

7,6 

8,2 

8,3 

8,4 

8,6 

9,3 

Gemeindeunfallversicherungsverbände 

2.1 

2,3 

2,4 

2,2 

2,3 

1,9 

Ausführungsbehörden 

1 

2,9 

3,1 

3,3 

3,4 

3,5 

3,4 

Alle Versicherungsträger 

4,3 

4,4 

4,5 

4,5 

4,9 

5,2 


9 Einschließlich Wegeunfälle und Berufskrankheiten 

Bei den Vollarbeitern handelt es sich um rechnerische Werte, die sich daraus ergeben, daß mit Hilfe der Zahl der 
Arbeitsstunden oder der Versicherten eine Zahl von Vollbeschäftigten, d. h. von Personen errechnet wird, die 
das ganze Jahr hindurch eine versicherte Tätigkeit aus üben. 
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Tabelle 9 


Erstmals entschädigte tödliche Arbeitsunfälle 
nach Arten von Versicherungsträgern und Schadensarten 

in den Jahren 1962 bis 1967 


Arten der Versidierungsträger 
Schadensarten 

1967 

1966 

1965 

1964 

1963 

1962 

Ver- 
änderung 
von 1966 
auf 1967 

V. H. 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 








Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

2 920 

3 094 

3 018 

3 086 

2 873 

3 567 

- 5,6 

Wegeunfälle 

1 643 

1 695 

1 602 

1 607 

1 365 

1543 

- 3,1 

Berufskrankheiten 

183 

198 

228 

230 

247 

210 

-- 7,6 

zusammen 

4 746 

4 987 

4 848 

4 923 

4 485 

5 320 

- 4,8 

Landwirtschaftliche Berufs- 








geiiossenschaften 








Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

1 402 

1 528 

1 511 

1 580 

1 651 

1 658 

“ 8,2 

Wegeunfälle 

50 

52 

47 

45 

47 

42 

- 3,8 

Berufskrankheiten 

24 

29 

31 

31 

20 

12 

~ 17,2 

zusammen 

1 476 

1 609 

1 589 

1 656 

1 718 

1 712 

- 8,3 

Eigenunfallversicherung 








Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

202 

227 

255 

275 

307 

221 

~ 11 ß 

Wegeunfälle 

160 

176 

160 

161 

164 

178 

- 9,1 

Berufskrankheiten 

13 

7 

13 

17 

12 

13 

+ 85,7 

zusammen 

375 

410 

428 

453 

483 

1 

412 

- 8,5 

Versicherungsträger insgesamt 








Arbeitsunfälle im engeren Sinne 

4 524 

4 849 

4 784 

4 941 

4 831 

5 446 

- 6,7 

Wegeunfälle 

1 853 

1 923 

1 809 

1 813 

1 576 

1 763 

' - 3,6 

Berufskrankheiten 

220 

234 

272 

278 

279 

235 

- 6,0 

zusammen 

6 597 

7 006 

6 865 

7 032 

6 686 

7 450 

- 5,8 

1 
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Tabelle 10 


Erstmals entschädigte Arbeitsunfälle 
nach ihren Folgen und nach Arten von Versicherungs trägem 

in den Jahren 1966 und 1967 




1967 



1966 


Arten der Versicherungsträger 


davon (Spalte 1) nach den 
Folgen der Verletzungen 
und Erkrankungen 


davon (Spalte 5) nach den 
Folgen der Verletzungen 
und Erkrankungen 

Schadensarten 

insge- 

samt 

Tod 

völlige 

teil- 

weise 

insge- 

samt 

1 

Tod 

1 

völlige 

teil- 

weise 



Erwerbs- 

unfähigkeit 


Erwerbs- 

unfähigkeit 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 1 

8 

Gewerbliche Berufsgenossen- 
schaften 

Arbeitsunfälle im engeren 

Sinne 

53 410 

2 920 

198 

50 292 

56 215 

3 094 

182 

52 939 

We^eunfälle 

13416 

1 643 

59 

11 714 

14 904 

1 695 

69 

13 140 

Berufskrankheiten 

5 207 

183 

180 

4 844 

5 624 

198 

172 

5 254 

Landwirtschaftliche Berufs- 
genossenschaften 

Arbeitsunfälle im engeren 

Sinne 

22 710 

1 402 

255 

21 053 

25 259 

1 528 

119 

23 612 

Wegeunfälle 

281 

50 

8 

223 

337 

52 

5 

280 

Berufskrankheiten 

122 

24 

39 

59 

128 

29 

41 

58 

Eigenunfallversicherung 

Arbeitsunfälle im engeren 

Sinne 

4 957 

202 

25 

4 730 

5 276 

227 

21 

5 028 

Wegeunfälle 

2 249 

160 

9 

2 080 

2 544 1 

176 

8 

2 360 

Berufskrankheiten 

507 1 

13 

16 

478 

400 

7 

13 

380 

Versicherungsträger insgesamt 

Arbeitsunfälle im engeren 

Sinne 

81 077 

4 524 

478 

76 075 

86 750 

4 849 

322 

81 579 

Wegeunfälle 

15 946 

1 853 

76 

14 017 

17 785 

1 923 

82 

15 780 

Berufskrankheiten 

5 836 

220 

235 

5 381 

6 152 

234 

226 

5 692 
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Tabelle 11 

Angezeigte und erstmals entschädigte Berufskrankheiten 
nach Arten von Versicherungsträgern 

in den Jahren 1966 und 1967 




Angezeigte Fälle 

Erstmals entschädigte Fälle 


Versichemngsträger 

1967 

1966 

Ver- 
änderung 
von 1966 
auf 1967 

1967 

1966 

Ver- 
änderung 
von 1966 
auf 1967 

I 

1 Bergbau-Berufsgenossenschaft 

7 242 

7 847 

- 605 

3 243 

3 744 


501 


2 Steinbruchs-Berufsgenossenschaft .... 

588 

577 

+ 11 

203 

173 

+ 

30 

11 

3 Berufsgenossenschaft der keramischen 
und Glasindustrie 

982 

1 053 

~ 71 

231 

233 

- 

2 

III 

4 Berufsgenossenschaft der Gas- und 
Wasserwerke 

25 

63 

- 38 

3 

7 

~ 

4 


5 Hütten- und Walzwerks-Berufs- 
genossenschaft 

166 

258 

- 92 

62 

60 

+ 

2 


6 Maschinenbau- und Kleineisenindustrie- 
Berufsgenossenschaft 

1 605 

1 657 

- 52 

159 

170 

— 

11 

IV 

7 Nordwestliche Eisen- und Stahl- 

Berufsgenossenschaft 

448 

524 

- 76 

49 

68 

— 

19 


8 Süddeutsche Eisen- und Stahl- 
Berufsgenossenschaft 

1 679 

1 835 

- 156 

135 

141 


6 


9 Süddeutsche Edel- und Unedelmetall- 
Berufsgenossenschaft 

185 

281 

- 96 

15 

9 

+ 

6 

V 

10 Berufsgenossenschaft der Feinmechanik 
und Elektrotechnik 

1 438 

1 551 

- 113 

51 

72 

— 

21 

VI 

1 1 Berufsgenossenschaft der chemischen 
Industrie 

1 230 

950 

+ 280 

116 

99 

-f 

17 

VII 

12 Norddeutsche Holz-Berufsgenossen- 
schaft 

109 

118 

- 9 

7 

10 


3 


13 Süddeutsche Holz-Berufsgenossenschaft 

202 

165 

+ 37 

10 

7 

+ 

3 


14 Papiermacher-Berufsgenossenschaft .... 

27 

24 

+ 3 

2 

1 

+ 

1 

VIII 

15 Berufsgenossenschaft Druck und 

Papierverarbeitung 

327 

361 

- 34 

24 

21 

+ 

3 


16 Lederindustrie-Berufsgenossenschaft 

126 

113 

+ 13 

5 

5 

± 

0 

IX 

17 Textil- und Bekleidungs-Berufs- 
genossenschaft 

482 

351 

+ 131 

62 

55 

+ 

7 


18 Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel 
und Gaststätten 

1 053 

991 

+ 62 

100 

85 

t 

+ 

15 

X 

19 Fleischerei-Berufsgenossenschaft 

97 

139 

- 42 

5 

10 

— 

5 


20 Zucker-Berufsgenossenschaft 

1 

3 

- 2 

— 

— 


— 
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noch Tabelle 11 




Angezeigte Fälle 

1 

Erstmals entschädigte Fälle 


V ersicherungsträger 

1967 

1966 

Ver- 
änderung 
von 1966 
auf 1967 

1967 

1966 

Ver- 
änderung 
von 1966 
auf 1967 


21 Bau-Berufsgenossenschaft Hamburg .... 

153 

145 

+ 

8 

4 

13 

— 

9 


22 Bau-Berufsgenossenschaft Hannover . . 

595 

430 

+ 165 

79 

76 

+ 

3 


23 Bau-Berufsgenossenschaft Wuppertal . . 

583 

560 

+ 

23 

83 

82 

+ 

1 

XI 

24 Bau-Berufsgenossenschaft 

Frankfurt a. M 

136 

135 

+ 

1 

38 

42 


4 

25 Südwestliche Bau-Berufsgenossenschaft 

404 

353 

+ 

51 

30 

17 

+ 

13 


26 Württembergische 

Bau-Berufsgenossenschaft 

169 

143 

+ 

26 

7 

19 


12 


27 Bayerische Bau-Berufsgenossenschaft . . 

639 

657 

- 

18 

76 

68 

+ 

8 


28 Tiefbau-Berufsgenossenschaft 

458 

463 

— 

5 

28 

24 

+ 

4 


29 Großhandels- und Lagerei-Berufs- 
genossenschaft 

272 

243 

+ 

29 

24 

30 



6 

XII 

30 Berufsgenossenschaft für den 

Einzelhandel 

164 

123 

+ 

41 

8 

8 

± 

0 

1 

31 Verwaltungs-Berufsgenossenschaft .... 

269 

328 


59 

7 

3 

+ 

4 


32 Berufsgenossenschaft der Straßen-, 

U-Bahnen und Eisenbahnen 

30 

25 

+ 

5 

1 

i 

1 

2 



1 

XIII 

33 Berufsgenossenschaft für Fahrzeug- 
haltungen 

23 

17 

+ 

6 

2 

6 1 

— 

4 


34 See-Berufsgenossenschaft 

38 

68 

- 

30 

6 

2 

+ 

4 


35 Binnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft 

10 

6 

+ 

4 

— 

1 

— 

1 

XIV 

36 Berufsgenossenschaft für Gesundheits- 
dienst und Wohlfahrtspflege 

1 702 

1 453 

+ 249 

332 

261 

+ 

71 

i 

zusammen (Pos. I bis XIV) . . . 

23 657 

24 010 

- 

353 

5 207 

5 624 

- 

417 

i 

XV 

Landwirtschaft 

862 

612 

+ 250 

122 

128 

- 

6 

XVI 

Eigenunfallversicherung 

1 761 

1 439 

+ 322 

507 

400 

+ 107 

i 

1 

insgesamt (Pos. I bis XVI) . . . 

26 280 

26 061 

+ 219 

5 836 

6 152 

- 

316 
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Tabelle 12 


Die Ausgaben der gesetzlichen Uniallversidierung nadi Ausgabearten 

in den Jahren 1964 bis 1967 (in 1000 DM) 


Ausgabearten 

1967 

1966 

1965 

1964 

Veränderung von 
1966 auf 1967 

absolut 1 V. H. 

I. Leistungen an Verletzte und 
Erkrankte 

(einschließlich ihrer Angehörigen) 

1. Heilbehandlung 

(ohne Verletztengcld) 

483 898 

490 377 

442 981 

420 974 


6 479 


L3 

2. Verletztengeld 

552 537 

594 365 

497 604 

427 024 

- 

41 828 


7,0 

3. Berufshilfe 

17 002 

15 175 

13 069 

9 189 

+ 

1 827 

+ 12ß 

4. Renten an Verletzte 

und Erkrankte 

1 449 333 

1 342 396 

1 260 175 

1 152 345 

+ 106 937 

+ 

8,0 

5. Abfindungen an Verletzte 

und Erkrankte 

63 736 

67 596 

44 000 

34 155 

- 

3 860 

~ 

5,7 

11. Leistungen an Hinterbliebene 









1. Sterbegeld 

8 322 

8 122 

7 667 

6 879 


200 

+ 

2,5 

2. Renten an Hinterbliebene 

730 372 

667 860 

611 691 

554 157 


62 512 

+ 

9,4 

3. Abfindungen an Hinterbliebene .. 

18 994 

17 642 

16 008 

13 041 

+ 

1 352 

+ 

7,7 

4. Beihilfen an Hinterbliebene .... 

9 032 

8 472 

6 943 

6 101 


560 

+ 

6,6 

IIL Gesetzliche Zuführung zur Rücklage . 

56 271 

52 456 

45 907 

42 163 

+ 

3 815 

+ 

7,3 

IV. Kosten der Heil- 









1 und Pflegeanstalten ^) 

1 7 667 

9 006 

8 013 

8 755 

— 

1 339 

— 

14,9 

V. Kosten der Unfallverhütung 

77 307 

73 677 

70 068 

60 394 


3 630 

+ 

4,9 

VI. Verfahrenskosten 

42 890 

42 414 

38685 

36 475 


476 

+ 

1,1 

VII. Ausgaben für den Finanzdienst .... 

33 474 

27 850 

29 095 

26 839 


5 624 

+ 20,2 

VIII. Verwaltungskosten 









1. persönliche 

204 215 

193 228 

162 090 

149 258 

+ 

10 987 

+ 

5,7 

2. sächliche 

42 656 

41 752 

46 462 

31 318 


904 

+ 

2,2 

Ausgaben insgesamt 

3 797 706 

3 652 388 

3 300 457 

2 979 067 

+ 145318 

+ 

4,0 


h durch Pflegesätze nicht gedeckte Kosten 


62 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/183 


Tabelle 13 


Bestand der laufenden Renten an Verletzte und Erkrankte 
nach Arten von Versicherungs trägem 


Arten der Versicherungsträger 

31. De- 
zember 
1967 

31. De- 
zember 
1966 

31. De- 
zember 
1965 

31. De- 
zember 
1964 

Verände- 
rung vom 

31. Dezem- 
ber 1966 
zum 

31. Dezem- 
ber 1967 
in V. H. 


1 

2 

3 

4 

5 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

531 794 

526 902 

520 819 

510 657 

+ 0,9 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 

203 467 

206 628 

208 982 

208 838 

- 1,5 j 

Gemeindeunfallversicherungsverbände 

14 928 

14 591 

14 182 

13 622 

+ 0,2 

Ausführungsbehörden 

50 173 

1 

50 441 

51 470 

53 293 

- 0,5 i 

Insgesamt j 

800 362 

798 562 

795 453 

786 410 

+ 0,2 


Tabelle 14 


Bestand der laufenden Renten an Hinterbliebene 
nach Arten von Versicherungsträgern 


Arten der Versicherungsträger 

31. De- 
zember 
1967 

31. De- 
zember 
1966 

31. De- 
zember 
1965 

31. De- 
zember 
1964 

Verände- 
rung vom 

31. Dezem- 
ber 1966 
zum 

31. Dezem- 
ber 1967 
in v. H. 


1 

2 

3 

4 

5 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

166 668 

165 965 

163 864 

159 516 

+ OA 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 

29 830 

30 381 

29 996 

29 975 

- iß 

Gemeindeunfallversicherungsverbände 

3 795 

3 734 

3 655 

3 496 

+ iß 

Ausführungsbehörden 

16 834 

17 546 

17 965 

19 237 

- 4,1 

Insgesamt 

217 127 

217 626 

215 480 

212 224 

- 0,2 
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Tabelle 15 


Bestand der laufenden Renten an Hinterbliebene 
am 31. Dezember 1967 nach Rentenarten 


Arten der Versidierungsträger 

Renten an 1 

1 

Witwen 
und Witwer 

Waisen 

Verwandte 
aufsteigender Linie 

absolut 

vH allei 
Hinter- 
blie- 
benen- 
renten 

absolut 

vH allei 
Hinter- 
blie- 
benen- 
renten 

absolut 

vH aller 
Hinter- 
blie- 
benen- 
renten 


1 

1 2 

3 

4 

5 

6 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

122 441 

73,5 

43 186 

25,9 

1 041 

0,6 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften .... 

21 445 

71,9 

8 302 

27,8 

83 

0,3 

Gemeindeunfallversicherungsverbände 

2 442 

64,3 

1 328 

35,0 

25 

0,7 

Ausführungsbehörden ' 

13 114 

77,9 

3 565 

21,2 

155 

0,9 

Insgesamt 

159 442 

73,4 

56 381 

26,0 1 

1 304 

0,6 
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Verzeichnis der Gruppen der Versidierungs träger 


Gruppe der Versicherungsträger 


Num- 

mer 

Bezeichnung 

Versicherungsträger der jeweiligen Gruppe 

01 

Landwirtschaft 

Schleswig-Holsteinische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 
Hannoversche landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Oldenburg-Bremen 

Braunschweigische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 

Lippische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 

Westfälische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 

Rheinische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 

Hessen-Nassauische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 

Land- und forstwirtschaftliche Berufsgenossenschaft für den Regie- 
rungsbezirk Darmstadt 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Rheinhessen-Pfalz 

Badische landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Württemberg 
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Oberbayern 
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Niederbayern-Oberpfalz 
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Oberfranken-Mittelfranken 
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Unterfranken 
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Schwaben 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Saarland 
Gartenbau-Berufsgenossenschaft 

02 

Bergbau 

1 

Bergbau-Berufsgenossenschaft 

03 

Steine und Erden 

Steinbruchs-Berufsgenossenschaft 

Berufsgenossenschaft der keramischen und Glasindustrie 

04 

Eisen und Metall 

Hütten- und Walzwerks-Berufsgenossenschaft 

Maschinenbau- und Kleineisenindustrie-Berufsgenossenschaft 
Nordwestliche Eisen- und Stahl-Berufsgenossenchaft 

Süddeutsche Eisen- und Stahl-Berufsgenossenschaft 

Süddeutsche Edel- und Unedelmetall-Berufsgenossensdiaft 

05 

Feinmechanik und 
Elektrotechnik 

Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektrotechnik 

06 

Chemie 

Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie 

Berufsgenossenschaft der Gas- und Wasserwerke 
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Gruppe der Versicherungsträger 

Num- Bezeichnung 

mer ^ 

Versicherungsträger der jeweiligen Gruppe 

07 

Holz 

Norddeutsche Holz-Berufsgenossenschaft 

Süddeutsche Holz-Berufsgenossenschaft 

08 

Druck und Papier 

Papiermacher-Berufsgenossenschaft 

Berufsgenossenschaft Druck und Papierverarbeitung 

09 

Leder und Textil 

Lederindustrie-Berufsgenossenschaft 

Textil- und Bekleidungs-Berufsgenossenschaft 

10 

i 

Nahrungsmittel 

Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gaststätten 
Fleischerei-Berufsgenossenschaft 

Zucker-Berufsgenossenschaft 

11 

1 

1 

Bau 

Bau-Berufsgenossenschaft Hamburg 

Bau-Berufsgenossenschaft Hannover 

Bau-Berufsgenossenschaft Wuppertal 

Bau-Berufsgenossenschaft Frankfurt a. M. 

Südwestliche Bau-Berufsgenossenschaft 

Württembergische Bau-Berufsgenossenschaft 

Bayerische Bau-Berufsgenossenschaft 

Tiefbau-Berufsgenossenschaft 

12 

Handel 

Großhandels- und Lagerei-Berufsgenossenschaft 

Berufsgenossenschaft für den Einzelhandel 

13 

Verkehr 

Berufsgenossenschaft der Straßen-, U-Bahnen und Eisenbahnen 

Berufsgenossenschaft für Fahrzeughaltungen 

See-Berufsgenossenschaft 

Binnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft 

14 

Gesundheit 
und Verwaltung 

Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 

Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 

15 

i 

Gemeinden 

Gemeindeunfallversicherungsverband Schleswig-Holstein 
Gemeindeunfallversicherungsverband Hannover 
Gemeindeunfallversicherungsverband Oldenburg 
Gemeindeunfallversicherungsverband Braunschweig 

Bremischer Gemeindeunfallversicherungsverband 

Gemeindeunfallversicherungsverband Westfalen-Lippe 

Rheinischer Gemeindeunfallversicherungsverband 
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Gruppe der Versicherungsträger 


Miim- 

Bezeichnung 

Versicherungsträger der jeweiligen Gruppe 

mer 


15 

Gemeinden 

Hessischer Gemeindeunfallversicherungsverband 
Gemeindeunfallversicherungsverband Rheinland-Pfalz 

Unfallversicherungsverband der Badischen Gemeinden und 
Gemeindeverbände 

Württembergischer Gemeindeunfallversicherungsverband 

Bayerischer Gemeindeunfallversicherungsverband 
Gemeindeunfallversicherungsverband Saarland 

Eigenunfallversicherung der Stadt Düsseldorf 

Eigenunfallversicherung der Stadt Dortmund 

Eigenunfallversicherung der Stadt Essen 

Gemeindeunfallversicherung der Stadt Köln 

Eigenunfallversicherung der Stadt Frankfurt a. M. 

Gemeindliche Ausführungsbehörde München 

16 

i 

Länder 

Ausführungsbehörde des Landes Schleswig-Holstein 

Eigenunfallversicherung der Freien und Hansestadt Hamburg 

Gemeindeunfallversicherungsverband Hannover als Ausführungsbe- 
hörde für das Land Niedersachsen 

Eigenunfallversicherung des Landes Bremen 

Ausführungsbehörde des Landes Nordrhein-Westfalen 

Hessische Ausführungsbehörde 

Landesausführungsbehörde Rheinland-Pfalz 

Ausführungsbehörde des Landes Baden-Württemberg 

Ausführungsbehörde des Landes Baden-Württemberg für den Regie- 
rungsbezirk Nordbaden und Südbaden 

Staatliche Ausführungsbehörde für Unfallversicherung, München 

Gemeindeunfallversicherungsverband als Ausführungsbehörde für 
das Saarland 

Eigenunfallversicherung Berlin 

Feuerwehr-Unfallkasse Schleswig-Holstein 

Hamburger Feuerkasse 

Feuerwehr-Unfallkasse Hannover 

Feuerwehrunfallversicherungskasse Oldenburg 

Feuerwehrunfallkasse Rheinland 

Feuerwehr-Unfallkasse Westfalen-Lippe 

26 

Bund 

Bundesausführungsbehörde für Unfallversicherung 

Der Bundesminister für Verkehr Abt. Wasserstraßen 

Bundesbahn-Ausführungsbehörde für Unfallversicherung 
Bundespost-Ausführungsbehörde für Unfallversicherung 
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